Candes⸗Heſetz und Verordnungsblalt 
für das 
Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem 
Großherzogthume Krakau. 


Jahrgang 1866. Ausgegeben und verſendet am 1. November 1866. XI. Stück. 


Nr. 19. 
Geſetz, 


wirkſam für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, 


über die Einrichtung der Gemeinden und über die Gemeinde: Wahlordnung: 


Mit Zuſtimmung des Landtages Meines Königreiches Galizien und Lodomerien 
ſammt dem Großherzogthume Krakau finde Ich auf Grundlage des Geſetzes vom 
5. März 1862 Nr. 18 R. G. B. die angeſchloſſene Gemeinde-Orduung und die 


mit derſelben im Zuſammenhange ſtehende Gemeinde-Wahlordnung zu erlaſſen und zu 
verordnen, wie folgt: 


Artikel J. 


Die gegenwärtige Gemeinde-Ordnung und die mit derſelben im Zuſammenhange 
ſtehende Gemeinde-Wahlordnung gelten für alle Gemeinden Meines Königreiches 
Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, ausgenommen die 
Hauptſtadt Lemberg, die Stadt Krakau und jene Gemeinden, für welche beſondere 
Statuten erlaſſen werden. 


Artikel ll. 


Das Gemeinde» Gefeh und die Gemeinde-Wahlordnung treten nach Ablauf von 
60 Tagen vom Tage ihrer Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Artikel III. 


Bis zur Einſetzung der Bezirks⸗Vertretung hat der Landesausſchuß die dem 
Bezirksrathe und dem Bezirks- Ausſchuße in der Gemeinde-Ordnung vorbehaltenen 
Rechte zu üben. 


15 
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Artikel IV. 


Mein Staatsminiſter iſt mit der Durchführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Wien am 12. Auguſt 1866. 


Franz Joſef m. p. 
Beleredi m. p. 


Auf Allerhöch ſte Anordnung 
Bernhard Nitter von Meyer m. jr 
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— ı 
Gemeinde⸗Ordnung 


für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Groß⸗ 
herzogthume Krakau. 


I. Hauptſtück. 
Von der Gemeinde überhaupt. ar 


Gemeinde. 


8.4; 7 
Eine Ortſchaft (Dorf, Markt, Stadt), welche dermalen eine eigene Gemeinde— 
Verwaltung hat, bildet eine Gemeinde. 


Vereinigung. 


2. f 
Gemeinden desſelben politiſchen Bezirkes können ſich mit Bewilligung des Be— 
zirksrathes in eine Gemeinde vereinigen, ſo, daß ſie als eigene Gemeinden zu beſtehen 
aufhören, ſoferne die politiſche Landesſtelle aus öffentlichen Rückſichten dagegen keine 
Einwendung erhebt. 
Die zu vereinigenden Gemeinden haben jedoch vorher über den Beſitz und 
Genuß ihres Eigenthums, ſo wie ihrer Anſtalten und Fonde, ein Uebereinkommen zu 
treffen. 


Trennung. 
§ 3. 
Die in Eine Gemeinde vereinigten Ortſchaften können nur Kraft eines Landes— 
geſetzes getrennt werden. 


Aenderung der Grenzen. 


§. 4. 
Zu Aenderungen in den Grenzen einer Gemeinde iſt die Bewilligung des Be— 
zirksrathes erforderlich, welche nur nach vorausgegangener Erklärung der politiſchen 
Landesſtelle, daß dieſelbe dagegen aus öffentlichen Rückſichten nichts eiuzuwenden findet — 


ertheilt werden kann. 
15* 


5. 

Jede Liegenſchaft muß zum Verbande einer Gemeinde geheren. Ausger omen 
hievon ſind die zur Wohnung oder bloß zum vorübergehenden Nufenthalte des Kaiſers 
und des Allerhoͤchſten Hofes beſtimmten Reſidenzen, Schlöſſer und andere Gebände, 
nebſt den dazu gehörigen Gärten und Parkanlagen. N 

Die Verhältniſſe der gutsherrlichen Gebiete werden im Geſetze vom 12. Auguſt 
1866 über die Gutsgebiete beſtimmt. 


HI. Hauptſtück. 
Von den Gemeinde - Mitgliedern. 
Gemeinde-Mitglieder und Auswärtige. 


§. 6. 

Zu den Gemeinde-Mitgliedern gehören: 

a) Perſonen, welche in der Gemeinde heimatberechtigt ſtuß, (Gemeinde-An— 
gehörige); 

bp) die Gemeindegenoſſen, d. i. in der Gemeinde nicht heimatberechtigte Perſonen, 
wenn dieſelben innerhalb der Grenzen der Gemeinde einen Realbeſitz 
haben, oder wenn fie von einer ſelbſtſtändig betriebenen Erwerbs- Unterneh- 
mung, oder von einem Einkommen eine directe Steuer in der Gemeinde 
entrichten. 

Unter dieſen Bedingungen gehören zu den Gemeindegenoſſen auch Corporationen, 

Geſellſchaften, Anſtalten und Stiftungen. 
Alle übrigen Perſonen in der Gemeinde find Auswärtige, 


Heimatrecht in der Gemeinde. 


er 
Die Verhältniſſe des Heimatrechtes in der Gemeinde find durch das Gefe vom 
3. December 1863 (R. G. B. Nr. 105) beſtimmt. 
Für die Verleihung des Heimatrechtes in der Gemeinde (Aufnahme in den Sei, 
matverband) darf die Gemeinde eine den Betrag von Zehn Gulden öſt. W. nicht über- 
ſteigende Gebühr einheben. 


Bürger und Ehrenbürger. 
.. 
Bürger ſind Diejenigen, welchen die Stadtgemeinde das Bürgerrecht verliehen hat. 
Das Bürgerrecht darf nur an Gemeinde-Angehörige verliehen werden. 
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Für die Verleihung des Büurgerrechtes kaun die Gemeinde eine Gebuͤhr 
einheben. 
Stadtgemeinden konnen Perſonen, welche öſterreichiſche Staatsbürger find, in 
Anerkennung öffentlicher Verdienſte das Ehren-Bürgerrecht verleihen. 


Rechte und Pflichten der Gemeinde-Mitglieder. 
8. 9. 

Die Gemein de-Mitglieder haben das Recht des ungeſtörten Aufenthaltes in der 
Gemeinde. Sie nehmen nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes an den Rechten und 
Vortheilen, wie an den Pflichten und Laſten der Gemeinde Theil. 

Die Gemeinde-Angehörigen haben überdieß im Falle der Verarmung und Arbeits— 
Unfähigkeit den Anſpruch auf Unterſtützung nach Maßgabe des Geſetzes vom 3. Der 
cember 1863 (R. G. B. Nr. 195). 

Den Bürgern bleibt der Anſpruch auf Theilnahme an den für ſie beſonders 
errichteten Stiftungen und Anſtalten vorbehalten. 

Das Ehren - Bürgerrecht gewährt die Rechte der Gemeindegenoſſen, legt jedoch 
die Theilnahme an deren Verpflichtungen nicht auf. 


Das Recht des Aufenthaltes in der Gemeinde. 
§. 10. 

Die Gemeinde darf Auswärtigen, welche ſich über ihr (Heimatrecht in einer 
beſtimmten Gemeinde ausweiſen, oder wenigſtens darthun, daß ſie Behufs Nachwei— 
fung ihrer Heimatberechtigung die erforderlichen Schritte gemacht haben, den Auf— 
enthalt in ihrem Gebiete nicht verweigern, ſo lange ſowohl dieſelben, wie auch die 
mit ihnen wohnenden Familienglieder einen unbeſcholtenen Lebenswandel führen und 
der öffentlichen Mildthätigkeit nicht zur Laſt fallen. 

Fühlt ſich ein Auswärtiger in dieſer Beziehung durch eine Verfügung der Ge— 
meinde gedrückt, ſo ſteht ihm das Recht der Berufung an die politiſche Bezirksbe— 
hörde offen. 


Aufrechthaltung der privatrechtlichen Verhältniſſe. 


§. HM. 


Durch das gegenwärtige Geſetz werden die privatrechtlichen Verhältniſſe überhaupt, 
und insbeſondere die den einzelnen Gemeinde-Mitgliedern oder einzelnen Oertlichkeiten, 
Theilen der Gemeinde, oder auch ganzen Einwohnerclaſſen zuſtehenden Eigenthums— 
und Nutzungsrechte nicht berührt. 


IE. Hauptſtuek. 
Von der Gemeindevertretung. 
§. 12. 
Die Gemeinde wird in ihren Angelegenheiten durch den Gemeinderath und den 
Gemeinde- Vorſtand vertreten. 
Zuſammenſetzung des Gemeinderathes. 
§. 13. 
Der Gemeinderath beſteht aus gewählten Mitgliedern, und aus Mitgliedern, 
welche ohne Wahl demſelben angehören (Gemeinderäthe). 
In Städten beſteht jedoch der Gemeinderath nur aus gewählten Mitgliedern. 
Anzahl der gewählten Gemeinderäthe. 
§. 14. 
In Gemeinden, in welchen die Auzahl der wahlberechtigten Mitglieder 50 nicht 


überſteigt, werden 8 Gemeinderäthe, dagegen in Gemeinden mit 
51 bis 200 wahlberechtigten Mitgliedern 12 


k 


201 „, 400 A “ 18 
401 „ 600 90 ” 24 
601 „ 1000 5 7 30 
und mit über 1000 r 5 36 Gemeinderäthe gewählt. 


Zur Vertretung der abgängigen, oder zur Theilnahme an den Verhandlungen 
des Gemeinderathes verhinderten Gemeinderäthe werden Erſatzmänner gewählt, deren 
Zahl die Hälfte der Zahl der Gemeinderäthe zu betragen hat. 

Wahl der Gemeinderäthe. 
§. 15. 

Die Gemeinderäthe und deren Erſatzmänner (§. 14) werden von den wahlbe— 
rechtigten Gemeindemitgliedern gewählt. 

Die näheren Beſtimmungen über die Wahlberechtigung, die Wählbarkeit und 
über das Wahlverfahren enthält die Gemeinde-Wahlordnung. 

Gemeinderäthe ohne Wahl. 
$. 16. 

Jedes Gemeinde-Mitglied, welches wenigftend den ſechsten Theil der geſammten, 
in der Gemeinde zur Zahlung vorgeſchriebenen directen Steuerquote entrichtet, nicht 
minder jeder Beſitzer eines der Gemeinde einverleibten, in der Landtafel als ein be— 
ſonderer Körper eingetragenen Grundbeſitzes, wenngleich derſelbe die erwähnte Steuer- 
quote in der Gemeinde nicht entrichten würde, iſt berechtigt, auch ohne Wahl als 
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Mitglied in den Gemelnderath einzutreten, wenn er öſterreichiſcher Staatsbürger iſt, 
und ihm keiner der in den §§. 3, 40 und 11 der Gemeinde-Wahlordnung ange- 
gebenen Ausſchließangs⸗ oder Ausnahmsgründe entgegenſteht. 

Für eine nicht eigenberechtigte Perſon uͤbt dieſes Recht der geſetzliche Vertreter 
derſelben oder deſſen Bevollmächtigter aus. 

Militärperſonen in der getiven Dienſtleiſtung und Frauensperſonen, die von 
dieſem Rechte Gebrauch machen wollen, müſſen — alle anderen dieſes Recht beſitzenden 
Perſonen dagegen können — dasſelbe durch Bevollmächtigte ausüben. 

Die Mitbeſitzer einer Realität bevollmächtigen zum Eintritte in den Gemeinde— 
rath Einen aus ihrer Mitte oder einen Dritten. 

Den Gemeinderath ohne Wahl darf Niemand vertreten, der nicht öſterreichiſcher 
Staatsbürger und nicht eigenberechtigt iſt, oder gegen welchen die in den §§. 3, 10 
und 11 der Gemeinde-Wahlordnung angegebenen Ausſchließunigs- oder Aus nahms— 
gründe obwalten. 

Der Vertreter darf nur Eine Perſon vertreten. Wenn der Vertreter bereits für 
ſeine Perſon dem Gemeinderathe angehört, ſo wird ſeine Stimme bei der Abſtim— 
mung doppelt gezählt. 


* 
Die Gemeinderäthe ohne Wahl werden in die im §. 14 feſtgeſetzte Zahl der 
Gemeinderäthe nicht eingerechnet. 
Ein Gemeinderaths-Mitglied ohne Wahl, welches auch durch die Wahl in den 


Gemeinderath berufen wird, hat entweder dieſe Wahl anzunehmen, oder von dem ihm 
nach §. 16 zuſtehenden Rechte Gebrauch zu machen. 


Zuſammenſetzung des Gemeinde-Vorſtandes. 
§. 18. 


Der Gemeinde-Vorſtand beſteht aus dem Gemeinde-Vorſteher (Bürgermeiſter, 
Ortsrichter) und aus mindeſtens zwei demſelben beigegebenen Gemeinderäthen (Bei⸗ 
ſitzer, Geſchworene). 

Wo es der Umfang der Geſchäfte und die Verhältniſſe nothwendig machen, 
kann der Gemeinderath die Zahl der Beiſitzer oder Geſchworenen entſprechend erhöhen, 
jedoch nur inſoweit, daß deren Zahl ein Drittheil der Anzahl der Gemeinderäthe nicht 
überſchreite. 

Die Mitglieder des Gemeinde-Vorſtandes gehören auch dem Gemeinderathe an, 
und ſind in dee Zahl der Mitglieder des Letzteren begriffen. 
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Wahl des Gemeinde-Vorſtandes. 
§. 19, 
Den Gemeinde-Vorſteher, fo wie die Beiſitzer oder Geſchworenen, wählt der Ge» 
meinderath aus ſeiner Mitte. 
Den Stellvertreter des Gemeinde-Vorſtehers wählt der Gemeinderath aus der 
Mitte der Beiſitzer oder Geſchworenen. 
Die Gemeinde-Wahlordnung enthält hierüber die näheren Beſtimmungen. 


Verpflichtung zur Annahme der Wahl. 
§. 20. 

Jedes vorſchriftsmäßig gewählte Gemeinde» Mitglied iſt verpflichtet, die Wahl 
zum Mitgliede des Gemeinderathes oder deſſen Erſatzmanne, oder zum Mitgliede des 
Gemeinde-Vorſtandes anzunehmen. 

Das Recht, die Annahme der Wahl abzulehnen, haben nur: 

a) Geiſtliche aller Confeſſionen und öffentliche Lehrer; 

5) Hof-, Staats-, Landes- und öffentliche Inſtituts- und Fondsbeamte und 

Diener, ſo lange ſie in wirklicher Dienſtleiſtung ſtehen; 

ec) Militärperſonen, wenn fie auch nicht in activer Dienſtleiſtung ſtehen; 

d) Perſonen, die über 60 Jahre alt ſind; 

c) Diejenigen, welche eine Stelle im Gemeinde-Vorſtande durch eine volle Wahl— 

periode verſehen haben, jedoch nur für die unmittelbar folgende Wahlperiode; 

1) Diejenigen, denen ihre Körpergebrechen, oder eine bedeutend und anhaltend ans 

gegriffene Geſundheit die Ausübung der Amtspflichten nicht geſtatten; 

g) Perſonen, welche aus Anlaß ihrer ordentlichen Beſchäftigung in jedem Jahre 

häufig oder durch längere Zeit aus der Gemeinde abweſend ſind; 

h) die im Privatdienſte ſtehenden Perſonen, wenn ſie durch die Annahme der 

Wahl in ihrem dienſtlichen Verhältniße einen Abbruch erleiden würden; 

1) Diejenigen, welche nach §: 16 zum Eintritte in den Gemeinderath ohne Wahl 

berechtigt ſind. 

Wer ohne einen ſolchen Eutſchuldigungsgrund die Wahl anzunehmen, oder das 
angenommene Amt fortzuführen verweigert, verfällt in eine Geldbuße, welche der 
Gemeinderath bis zur Höhe von Fünfzig Gulden bemeſſen kann. 

Gegen ein ſolches Erkenntniß des Gemeinderathes ſteht der Recurs an den 
Bezirksausſchuß offen. 

Die Geldbuße fließt in die Gemeindecaſſe. 


> 


Wahlperiode. 
2 


Die Mitglieder des Gemeinderathes und deren Erſatzmänner, ſowie die Mit 
nieder des Gemeinde-Vorſtandes werden auf drei Jahre gewählt. Sie verbleiben 
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jedoch auch nach Ablauf dieſer Zeit bis zur Beſtellung der neuen Gemeinde: Vertretung 
im Amte. 

Die Austretenden können, wenn ihnen kein geſetzliches Hinderniß im Wege ſteht, 
wieder gewählt werden. 


Ergänzungswahlen. 
§. 22. 

Wird im Laufe der dreijährigen Periode die Stelle des Gemeinde-Vorſtehers, 
deſſen Stellvertreters, eines Beiſitzers oder Geſchworenen erledigt, fo hat der Gemeinde— 
rath an deſſen Stelle längſtens binnen 14 Tagen einen Andern für die noch übrige 
Zeit zu wählen. 

An die Stelle eines Mitgliedes des Gemeinderathes, welches vor dem Schluße 
der Periode in Abgang kommt, oder zeitweilig an den Verhandlungen des Gemeinde— 
rathes nicht theilnehmen kann, hat der Gemeinde Vorſteher jenen Erſatzmann in den 
Gemeinderath zu berufen, welcher in demſelben Wahlkörper, in welchem der zu ver— 
tretende Gemeinderath gewählt worden war, die größte Stimmenzahl erhalten hat. 
Bei gleicher Stimmenzahl entſcheidet das Los. N 

Sollten jedoch fo viele Gemeinderärche abgehen, daß die Zahl der von einem 
Wahlkörper Gewählten ſelbſt durch die Einberufung der Erſatzmänner aus dieſem 
Wahlkörper nicht ergänzt werden könnte, fo hat dieſer Wahlkörper auf Grundlage der 
letzten Wählerliſte eine Ergänzungswahl für die noch übrige Dauer der Wahlperiode 
unverzüglich vorzunehmen. 


Angelobung. 
§. 23. 


Der Gemeinde-Vorſteher, ſowie die Beiſttzer oder Geſchworenen haben bei dem 
Antritte ihres Amtes in die Hände des Vorſtehers der Bezirksbehörde oder eines Ab— 
geordneten desſelben, in Gegenwart eines Abgeordneten des Bezitksausſchußes und der 
Abgeordneten des Gemeinderathes, Treue und Gehorſam dem Kaiſer, Beobachtung der 
Geſetze und gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Pflichten an Eidesſtatt zu geloben. 

Entlohnung. 
§. 24. 

Das Amt eines Gemeinderathes und deſſen Erſatzmannes iſt unentgelolich. 

Durch Gemeinderathsbeſchluß iſt feſtzuſetzen, ob und welche Entlohnung der 
Gemeinde-Vorſteher, deſſen Stellvertreter und die Beiſitzer oder Geſchworenen von der 
Gemeinde zu erhalten haben. 

Allen Mitgliedern des Gemeinderathes und des Gemeinde-Vorſtandes gebührt 
von der Gemeinde die Vergütung für alle mit ihrer Geſchäftsführung verbundenen 
Auslagen. 

16 
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Aust itt aus dem Amte. 
Ss. 25. 

Mit Bewilligung des Gemeinderathes kann jedes Mitglied der Gemeinde-Ver— 
tretung ſein Amt niederlegen. 5 

Ein Mitglied der Gemeinde- Vertretung oder deſſen Erſatzmann wird ſeines 
Amtes verluſtig, wenn ein Umſtand eintritt oder bekannt wird, welcher urſprünglich 
deſſen Wählbarkeit oder deſſen Verechtigung zum Eintritte ohne Wahl in den Ge— 
meinderath gehindert hätte. 

Verfällt ein Mitglied der Gemeinde - Vertretung oder deſſen Erſatzmann in eine 
Unterſuchung wegen einer der in den SS. 3 und 11 der. Gemeinde-Wahlordnung be- 
zeichneten ſtrafbaren Handlungen, oder wird über deſſen Vermögen der Concurs er— 
öffnet, oder das Ausgleichs-Verfahren eingeleitet, fo kann dasſelbe, fo lange das 
Strafverfahren oder die Concurs- oder Ausgleichs-Verhandlung dauert, fein Amt 
nicht ausüben. 


AV. Hauptſtück. 


Von dem Wirkungskreiſe der Gemeinde. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Wirkungskreiſe der Gemeinde im Allgemeinen. 
§. 26. 
Der Wirkungskreis der Gemeinde iſt: 


a) ein ſelbſtſtändiger, und 
b) ein übertragener. 


Selbſtſtändiger Wirkungskreis. 
§. 27. 


Der ſelbſtſtändige, d. i. derjenige Wirkungskreis, in welchem die Gemeinde mit 
Beobachtung der Geſetze nach freier Selbſtbeſtimmung anordnen und verfügen kann, 
umfaßt überhaupt Alles, was das Intereſſe der Gemeinde zunächſt berührt, und 
innerhalb ihrer Grenzen durch ihre eigenen Kräfte beſorgt und durchgeführt werden 
kann. 
In dieſem Sinne gehören zum ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde 
insbeſondere: 

a) die freie Verwaltung des Gemeinde-Vermögens und die Beſorgung der auf 

den Gemeinde-Verband ſich beziehenden Angelegenheiten; 

b) die Sorge für die Sicherheit der Perſonen und deren Eigenthums; 
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c) die Sorge für die Herſtelluug und Erhaltung der Gemeinde-Straßen, Brücken, 
Gäſſen und Plätze, nicht minder für die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver— 
kehrs auf Straßen und Gewäſſern; 

d) die Feldpolizei; 

e) die polizeiliche Aufſicht auf Lebensmittel, auf Märkte, auf Maß und Gewicht; 

1) die Geſundheitspolizei; 

g) die Gefinde- und Arbeiterpolizei, nicht minder die Handhabung der Dienſt— 
boten⸗Ordnung; 

h) die polizeiliche Ueberwachung der öffentlichen Sittlichkeit; 

i) das Armenweſen, die Sorge für die Gemeinde-Wohlthätigkeitsanſtalten, die 
Hintanhaltung der Bettelei; 

k) die Feuer-, die Baupolizei, die Handhabung der Bauordnung und Ertheilung 
der polizeilichen Baubewilligung; 

J) die durch das Geſetz zu regelnde Einflußnahme auf die von der Gemeinde 
erhaltenen Mittelſchulen, dann auf die Volksſchulen; die Sorge für die Errichtung, 
Dotirung und Erhaltung der Volksſchulen mit Rückſicht auf die noch beſte— 
henden Schulpatronate und die Schulconeurrenz-Vorſchriften; 

m) der Vergleichsverſuch zwiſchen ſtreitenden Parteien durch aus der Gemeinde 
gewählte Vertrauens männer; 

n) die Vornahme freiwilliger Feilbiethuugen beweglicher Sachen. 

Aus höheren Staatsrückſichten können beſtimmte Geſchäfte der Ortspolizei in 
einzelnen Gemeinden beſonderen laudesfürſtlichen Organen im Wege des Geſetzes zuge— 
wieſen werden. 

Uebertragener Wirkungskreis. 
St W. 

Den übertragenen Wirkungskreis der Gemeinde, d. i. die Verpflichtung derſelben 

zur Mitwirkung in Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung, beſtimmen die Geſetze. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von dem Wirkungskreiſe des Gemeinderathes. 


$. 29. ö 
Der Gemeinderath iſt in den Angelegenheiten der Gemeinde das beſchließende 
und überwachende Organ. 
Eine vollziehende Gewalt kommt ihm nicht zu. 


Angelegenheiten des Gemeinde-Haushaltes. 
$. 30. 
In Angelegenheiten des Haushaltes der Gemeinde unterliegen der Berathung 
und Schlußfaſſung des Gemeinderathes: 
16 * 
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a) alle Verfügungen über das Stammvermögen und Stannngut der Gemeinde; 

p) die Beſt'mmung über die Art der Benützung und Verwaltung dieſes Vermo— 
gens und Gutes, die Verpachtung, Vermiethung und die Cavitalsanlegung; 

e) die Feftftellung des Jahres-Voranſchlags, die Vorſorge für die Bedeckung des 
Abganges; 

d) die Prüfung und Erledigung der Jahres- Rechnungen; 

e) die Bewilligung zur Anſtrengung von Rechtsſtreiten und zur Abſtehung von 
denſelben; die Beſtätigung der Vergleiche zur Beilegung von Rechtsſtreiten; 
die Beſtellung von Rechts vertretern; 

) überhaupt alle Angelegenheiten, welche nicht zur gewöhnlichen Vermögens— 
Verwaltung gehören, ſowie diejenigen, welche ſich der Gemeinderath bezüglich 
dieſer Ve waltung vorbehält. 

Beſtellung des Dienſtperſonals. 
$. 31. 

Der Gemeinde rath hat dem Gemeinde-Vorſtande das zur Beſorgung der aus 
dem ſelbſtſtändigen und übertragenen Wirkungskreiſe herrührenden Geſchäfte erforder— 
liche Perſonale beizugeben. 

Erkennt der Gemeinderath die Beſtellung von Beam en oder Dienerpoften für 
nothwendig, jo beſchließt er über die Zahl und Bezüge der Beamten und Diener, 
beſtimmt die Bedingungen und Art ihrer Ernennung und ihre Verſorgungszenüſſe. 


Angelegenheiten der Ortspolizei. 
§. 32. 

Inſoweit die Handhabung der Ortspolizei nicht landesfürſtlichen Organen im 
Wege des Geſetzes zugewieſen iſt, kann der Gemeinderath innerhalb der beſtehenden 
Geſetze orts polizeiliche, fürn den Umfang der Gemeinde giltige Vorſchriften erlaſſen, 
und gegen die Nichtbefolgung derſelben eine Geldſtrafe bis zur Höhe von Fünfzehn 
Gulden, oder im Falle der Unvermögenheit zur Zahlung der Geldſtrafe, eine Arreſt— 
ſtrafe bis zu fünf Tagen androhen. 

§. 33. i 

Der Gemeinderath iſt verpflichtet, die Geldmittel für die Erhaltung der ortspo— 
lizeilichen Anſtalten und Einrichtungen zu bewilligen, und er iſt für jede ihm in dieſer 
Beziehung zur Laſt fallende Unterlaſſung verantwortlich. 

Haftung der Gemeinde. 
§. 34. 

Wenn Jemand aus Anlaß der Vernachläſſigungen der Gemeinde in den ihr hin— 
ſichtlich der Ortspolizei obliegenden Verpflichtungen zu Schaden kommt, ſo iſt die 
Gemeinde zum Erſatze des erlittenen Schadens virpflicht et. 
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Insbeſondere iſt die Gemeinde für demjenigen Schaden, welcher innerhall ihrer 
Grenzen durch eine mit Zuſammenrottung verübte öffentliche Gewaltthätigkeit zugefügt 
wurde, Erſatz zu leiſten verbunden, wenn nicht ein einziger Thäter zu Stande gebracht 
wird, und der Gemeinde eine Vernachläſſigung in Betreff der Verhinderung dieſer 
Gewaltthätigkeit zur Laſt fällt. 

Das Erkenntniß über die Verpflichtung zum Erſatze des Schadens iſt von der 
politiſchen Bezirksbehörde nach vorläufiger Einvernahme des Bezirksausſchuſſes zu fällen. 
Kommt über das Maß der Entſchädigung zwiſchen der Gemeinde und dem Beſchä— 
digten kein Einverſtändniß zu Stande, ſo iſt dieſe Entſchädigung im ordentlichen 
Rechtswege geltend zu machen. 

Armenverſorgung. 
$. 35. 

Der Gemeinderat) hat darüber zu wachen, daß die Armen nach Maßgabe der 

Geſetze verſorgt werden. 


Wenn die für dieſen Zweck beſtimmten Anſtalten und Fonde nicht aus reichen, 
hat der Gemeinderath die erforderlichen Mittel zu beſchaffen, und kann die Art der 
Verwendung derſelben beſtimmen. 


Erſtattung von Gutachten. 
$. 36. 
Der Gemeinderath iſt verpflichtet, über Verlangen der politiſchen Bezirksbehörde, 
des Bezirksrathes oder des Bezirksausſchuſſes ſein Gutachten abzugeben. 
Erledigung von Beſchwerden. 
$. 37. 
Der Gemeinderath entſcheidet über Beſchwerden gegen Verfügungen des Ge— 
meinde⸗Vorſtandes in den Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes. 
In welchen Fällen über derlei Beſchwerdeu die politiſche Bezirksbehörde zu ent» 
ſcheiden hat, beſtimmt der §. 106. 
Ueberwachung des Gemeinde-Vorſtandes. 
§. 38. 
Der Gemeinderath überwacht die Amtsführung des Gemeinde-Vorſtandes. 


Der Gemeinderath iſt berechtigt, ſowohl zu dieſem Zwecke als auch zur Ueber— 
wachung von Gemeinde-Unternehmungen, nicht minder zur Abgabe von Gutachten und 


Erſtattung von Anträgen in Gemeinde- Angelegenheiten, eigene Commiſſionen zu 
beſtellen. 


Zu ſolchen Commiſſionen kann der Gemeinderath auch Vertrauens männer außer 
ſeiner Mitte berufen, 


+ 
1 


Der Gemeinderath iſt verpflichtet, öfters im Laufe des Jahres die Unterſu— 
chung der Caſſe zu verfügen. 


Anftalten der Gemeinde. 
§. 39. 


Die Beſtimmungen der §§. 30, 31 und 38 gelten auch für die Anſtalten der 
Gemeinde, inſoweit durch Stiftung oder Vertrag nicht etwas Anderes vorgeſchrieben iſt. 


Weitere dem Gemeinderathe vorbehaltene Beſchlüſſe. 


§. 40. 


Zum Wirkungskreiſe des Gemeinderathes gehört ferner: 


a) 
b) 


e) 


die Wahl der Mitglieder des Gemeinde + Borftandes ; 

die Verleihung des Heimatrechtes in der Gemeinde; die Verleihung des Bür— 
ger- und Ehrenbürgerrechtes; die Beſtimmung der Gebühren für die Ver— 
leihung des Heimat- und Bürgerrechtes (§§. 7 und 8); 

die Ausübung eines der Gemeinde zuſtehenden Patronats- oder Präſenta— 
tionsrechtes; die Verleihung von Stiftungsplätzen, jedoch unbeſchadet der 
durch confeſſionelle Verſchiedenheit begründeten Rechte; 

die Beſchlußfaſſung in Angelegenheiten, welche ſich auf das von der Gemeinde 
mit anderen Gemeinden oder mit Beſitzern der Gutsgebiete getroffene Ueber— 
einkommen hinſichtlich der in den §§. 2, 3, 4, 95, 96, 97 dieſes Geſetzes, 
und in den §§. 2 und 3 des Geſetzes vom 12. Auguſt 1866 über die 
Gutsgebiete bezeichneten Verhältniſſe beziehen; 

die Wahl der Vertrauensmänner zum Vergleichsverſuche zwiſchen den Par— 
teien ($. 27 lit m). 


Einberufung des Gemeinderathes. 
$- 41, 


Der Gemeinderath verſammelt ſich zu Sitzungen fo oft hiezu die Nothwen— 
digkeit eintritt, wenigſtens aber in jedem Vierteljahre Ein Mal. 

Der Gemeinderath wird zu den Sitzungen durch den Gemeinde-Vorſteher, oder 
in deſſen Verhinderung durch ſeinen Stellvertreter berufen; jede Sitzung, der eine 
ſolche Berufung nicht zu Grunde liegt, iſt ungeſetzlich, und es ſind die in derſelben 
gefaßten Beſchlüſſe ungiltig. 

Der Gemeinde-Vorſteher muß den Gemeinderath berufen, wenn es wenigſtens 
von einem Drittheile der Mitglieder des Gemeinderathes, oder von der politiſchen Be— 
zirksbehörde, oder auch von dem Bezirksrathe oder von dem Bezirks ausſchuſſe verlangt wird. 

Der Gemeinde-Vorſteher hat von der bevorſtehenden Sitzung in jedem Falle 
ſämmtliche in der Gemeinde anweſenden Gemeinderäthe zu verſtändigen. 
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Beſchlußfähigkeit. 
§. 42. 

Der Gemeinderath kann nicht beſchließen, wenn nicht mehr als die Halfte der 
Gemeinderäthe in der Sitzung anweſend ſind. Zu einem den Voranſchlag feſtſtellen— 
den Beſchluße, fo wie zu einem einer höheren Beſtätigung unterliegenden Beſchluße, 
iſt die Gegenwart von zwei Drittheilen der Gemeinderäthe erforderlich. 

Wenn zu einer Sitzung die zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Zahl der Ge— 
meinderaths-Mitglieder nicht erſchienen iſt, hat der Gemeinde-Vorſteher den Gemeinde— 
rath zum zweiten Male zu berufen und zugleich die Erſatzmänner vorzuladen. 

Gegen jeden Gemeinderath und Erſatzmann, welcher zu diefer zweiten Sitzung 
nicht erſcheint und ſein Ausbleiben nicht rechtfertiget, kann der Gemeinbe-Vorſteher 
eine Geldbuße bis zur Höhe von Zehn Gulden verhängen und dieſelbe zu Gunſten 
der Gemeinde einbringen. 

Gegen eine derartige Verfügung des Gemeinde-Vorſtehers ſteht die Berufung 
an den Bezirksausſchuß offen. 

Ueber die Beſchlußfähigkeit des Gemeinderathes zur Wahl des Gemeinde- Vor— 
ſtandes beſtimmt die Gemeinde-Wahlordnung. 


Hinderniſſe der Theilnahme an den Berathungen. 
$. 43. 

Wenn die Gebarung eines Mitgliedes des Gemeinde-Vorſtandes oder des Ge— 
meinderathes den Gegenſtand der Berathung und Schlußfaſſung bildet, fo hat ſich 
dieſes Mitglied der Abſtimmung zu enthalten und auf Verlangen des Gemeinderathes 
ſich vor der Abſtimmung zu entfernen; es muß jedoch über Aufforderung des Ge— 
meinderathes zur Ertheilung der gewünſchten Auskünfte erſcheinen. 

§. 41. 

Ein Mitglied des Gemeinde-Vorſtandes oder des Gemeinderathes darf der 
Sitzung nicht beiwohnen, wenn der Gegenſtand der Berathung oder Schlußfaſſung 
ſeine privatrechtlichen Intereſſen, oder jene ſeiner Ehegattin, oder ſeiner Verwandten 
oder Verſchwägerten des erſten oder zweiten Grades betrifft. 


Vorſitz in den Sitzungen. 
§. 45. 
In den Sitzungen führt der Gemeinde-Vorſteher, und im Verhinderungsfalle 


fein Stellvertreter den Vorſitz. Jede Sitzung, welche mit Außerachtlaſſung diefer 
Vorſchrift abgehalten wird, iſt ungiltig. 


Der Vorſitzende eröffnet und ſchließt die Sitzungen, leitet die Verhandlungen, 
und handhabt die Ordnung in der Verſammlung. 
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Bedingungen zur Giltigkeit der Beſchlüſſe. 
§. 46. 

Zar Giltigkeit eines Beſchlußes iſt die abſolute Stimmermehrheit der anwe— 
ſenden Gemeinderäthe erforderlich. 

Der Vorſitzende ſtimmt bei den Wahlen. Außerdem ſtimmt derſelbe nur bei 
Stimmengleichheit, und alsdann wird jene Meinung zum Beſchluße, welche mit Hin— 
zuzählung ſeiner Stimme die abſolute Mehrheit erhalten hat. 

Die Abſtimmung iſt öffentlich; dem Gemeinderathe ſteht jedoch frei, eine geheime 
Abſtimmung zu beſchließen. 

Oeffentlichkeit der Sitzungen. 
§. 47. 

Die Sitzungen des Gemeinderathes find öffentlich, doch kann der Gemeinderath 
ausnahmsweiſe eine geheime Sitzung beſchließen. Sitzungen, in welchen der Voran— 
ſchlag oder die Rechnungen den Gegenſtand der Berathung bilden, ſind in jedem 
Falle öffentlich. 

Sollten die Zuhörer ſich in die Berathungen einmengen, oder auf eine andere Art die 
Verathungeu beirren, fo iſt der Vorſitzende berechtigt und verpflichtet, nach voraus— 
gegangener fruchtloſen Ermahmung die Entfernung der Zuhörer vom Sitzungsorte 
anzuordnen. 


In Schankhäuſern dürfen keine Sitzungen des Gemeinderathes ſtattfinden. 
Beſchluß-Protokoll. 
§. 48. 

Die Beſchlüſſe des Gemeinderathes von jeder Sitzung werden in die Beſchluß⸗ 
Protokolle eingetragen. Dieſe Eintragung iſt mit der Fertigung des Vorſitzenden, 
zweier Gemeinderäthe und des Schriftführers zu bekräftigen. Jedem Gemeinde-Mit— 
gliede ſteht die Einſicht in dieſes Protokoll frei. 

| Geſchäftsordnung. 
§. 49. 

Der Gemeinderath ift berechtigt, innerhalb der Grenzen der Geſetze für ſich und 

für die Gemeindeämter die Geſchäftsordnung und die Inſtructionen zu beſchließen. 


Dritter Abſchnitt. 
Vom Wirkungskreiſe des Gemeinde- Vorſtandes. 
§. 50. 


Der Gemeinde » Vorftand ift in den Angelegenheiten der Gemeinde das verwal— 
tende und vollziehende Organ. 
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Gewalt des Gemeinde-Vorſtehers im Allgemeinen. 
§. 51. 

Der Gemeinde - Vorſt eher leitet die Geſchäftsführung dei Gemeinde-Vorſtandes 
und beaufſichtigt dieſelbe. 

Die Beiſitzer oder Geſchworenen ſind verpflichtet, den Gemeinde-Vorſteher ir 
der Geſchäftsführung zu unterſtützen, und haben nach der Anordnung und unter der 
Verantwortlichkeit desſelben die Geſchäfte, welche er ihnen zuweiſet, zu vollziehen. 

Wenn der Gemeinde-Vorſteher aus was immer für einer Urſache ſein Amt zi 
üben verhindert iſt, fo übergehen alle Rechte und Pflichten desſelben auf feinen Stell: 
vertreter. 

Disciplinar⸗Gewalt. 
§. 52. 


Dem Gemeinde-Vorſteher ind. die Beamten und Diener der Gemeinde unter⸗ 
geordnet, er übt über dieſelben die Disciplinar-Gewalt. 


Der Gemeinde-Vorſteher kann ſelbſt ſolche Beamte und Diener, deren Ernennung 
der Gemeinderath ſich vorbehalten hat, vom Dienſte ſuspendiren; das Recht der Dien— 
ſtesentlaſſung derſelben kommt jedoch nur dem Gemeinderathe zu. 


Beſtellung von Delegaten. 
§. 53. 

Zur leichteren Verſehung der ortspolizeilichen oder anderer ortlichen Geſchäfte, 
kann der Gemeinderath für einzelne Theile der Gemeinde aus der Mitte der dort 
wohnenden, in den Gemeinderath wählbaren Gemeindeglieder, Deleg erte beſtellen, welche 
den Gemeinde-Vorſteher bei Beſorgung vieſer Geſchäfte zu unterſtützen haben. 


1 
Der Gemeinderath ernennt die Delegirten über Antrag dei Gemeinde - Bor- 
ſtehers oder dreier Gemzinperäch 


Bezüglich der Annahme oder Ablehnung dieſer Beſtellung gelten die Vorſcheiften 
des §. 20. 


Die Delegirten haben ſich bei Beſorgung der Geſchäfte nach den Weiſungen des 
Gemeinde-Vorſtehers zu benehmen. 
Vertretung nach Außen. Ausfertigung von Urkunden, a 
$. 54. N 
Der Gemeindevorſteher vertritt die Gemeinde nach Außen. Urkunden, mittelſt wel⸗ 
chen die Gemeinde Verbindlichkeiten gegen dritte Perſonen übernimmt, müſſen von dem 
Gemeinde⸗Vorſteher und einem Beiſitzer oder Geſchworenen unterfertigt werden 
Eine Urkunde, welche ein Geſchäſt betrifft, zu deſſen Eingehung die Zuſtim— 
mung des Gemeinderathes oder eine höhere Genehmigung erforderlich iſt, muß über⸗ 
17 
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dieß von zwei Gemeinderäthen gefertigt, und in derſelben muß dieſe Zuſtimmung 
oder Genehmigung erſichtlich gemacht werden. 
In jedem Falle muß eine im Namen der Gemeinde ausgeſtellte Urkunde mit 


dem Gemeinde » Siegel verſehen werden. 
Vollziehung und Siſtirung der Beſchlüſſe. 
$. 55. 1 

Der Gemeinde-Vorſteher bereitet die zur Verhandlung im Gemeinderathe be— 
ſtimmten Gegenſtände vor. 

Der Gemeinde-Vorſteher hat die geſetzmäßig gefaßten Beſchlüſſe des Gemeinde: 
rathes in Vollzug zu ſetzen, falls aber eine höhere Genehmigung derſelben erkorder— 
ich iſt, vorher dieſe Genehmigung einzuholen. 

Glaubt jedoch der Gemeinde- Vorfteher, daß ein gefaßter Beſchluß den Wir— 
kungskreis des Gemeinderathes überſchreite, oder gegen die Geſetze verſtoſſe, ſo iſt 
ler verpflichtet, mit der Vollzugſetzung desſelben innezuhalten, und die Entſcheidung 
der Frage, ob der gefaßte Beſchluß den Wirkungskreis des Gemeinderathes über— 
ſchreite, oder gegen die Geſetze verſtoſſe, von der politiſchen Bezirksbehörde einzu— 
holen. — (§. 105). Die politiſche Bezirks behörde hat dieſe Entſcheidung binnen 
8 Tagen hinaus zugeben, und falls die Angelegenheit zum ſelbſtſtändigen Wirkungs— 
kreiſe der Gemeinde gehört, von der Entſcheidung gleichzeitig den Bezirksausſchuß 


zu verſtändigen. 
Verwaltung des Vermögens. 


$. 56. 


Der Gemeinde-Vorſteher führt die Verwaltung des Gemeinde-Vermögens, „be— 
aufſichtigt die Benützung und Verwaltung des Gemeindegutes, leitet die Gemeinde⸗ 
Unternehmungen und überwacht deren Ausführung; er beſorgt das Armenweſen ge— 
mäß den Geſetzen und Einrichtungen, und verfügt in den Gemeinde- Angelegenheiten, 
8 nicht zum Wirkungskreiſe des Gemeinderathes gehören. 

Der Gemeinde- Vorſteher verwaltet die Gemeinde - Anſtalten und beaufſichtiget 
die mit eigenen Verwaltungen verſehenen Anſtalten, inſoferne im Stiftungsacte oder 
durch Uebereinkommen nicht etwas Anderes beſtimmt iſt. 

Der Gemeinde- Vorſteher bewilligt die Vornahme freiwilliger Feilbiethungen 
beweglicher Sachen, und ſorgt für die Aufrechthaltung, und genaue Erfüllung der 
in dieſer Beziehung beſtehenden Vorſchriften. 

Senbbabum der Ditönslisel. 
. 


Dem Gemeinde-Vorſteher liegt die geſetz- und vorſſchriftsmäßige Handhabung der 
Ortspolizei ob (§. 27), inſoferne nicht einzelne Geſchäfte derſelben landesfürſtlichen 
Organen im Wege des Geſetzes zugewieſen ſind. 
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Er iſt verpflichtet, Alles was die Handhabung der Orts polizei erfordert, zu 
verfügen und die hiezu nöthigen Geldmittel zu beſorgen. 

Bei plötzlichen Unglücksfällen, z. B. bei Feuersbrünſten oder Hochwäſſern und 
vlg. iſt der Gemeinde-Vorſteher berechtigt, die Ausführung oon Notharbeiten jeder 
Art, ſoweit ſolche zur Beſeitigung der augenblicklichen Gefahr unerläßlich nothwendig 
ſind, anzuordnen, und jedes zu dieſen Arbeiten taugliche Gemeinde-Mitglied und 
ſelbſt Auswärtige hierzu anzuhalten. 

In Fällen, wo zum Schutze des öffentlichen Wohle: (3. B. bei Epidemien) 
ortspolizeiliche Maßregeln in der Gemeinde nicht ausreichen, 15 we: zur Abwendung 
drohender Gefahren die eigenen Kräfte der Gemeinde nicht auslangen hat, der Ge— 
meinde⸗Vorſteher unverzüglich der politiſchen Bezirksbehörde hievon die Anzeige 
zu erſtatten. 


Uebertragener Wirkungskreis. 
§. 58. 

Der Gemeinde-Vorſteher beſorgt alle zum übertragenen Wirkungskreiſe der Ge⸗ 
meinde gehörigen Geſchäfte in der durch das Geſetz vorgeſchriebenen oder durch die 
Behörde vorgezeichneten Weiſe. Wird die Beſtimmung derart der Ausführung 
ganz oder theilweiſe der Gemeinde überlaſſen, fo iſt der Gemeinde- Vorſteher in die⸗ 
fer Beziehung an den Veſchluß des Gemeinderathes gebunden, 

In äußerſt dringenden Fällen jedoch, wo der Beſchluß des Gemeinderathes ohne 
Schaden oder Gefahr vorläufig nicht eingeholt werden kann, darf der Gemeindevorſteher 
nach eigenem Ermeſſen handeln, muß jedoch in möglichſt kürzeſter Zeit die nachträgliche 
Genehmigung des Gemeinderathes ſich erwirken. 

Die Regierung kann die zum übertragenen Wirkungskreiſe gehörigen Geſchäfte 
ganz oder theilweiſe auf eigene Koſten durch ihre Organe verſehen laſſen. 


Androhung von Strafen. 
S. 59. 

Wenn die Vollziehung einer unaufſchieblichen vorübergehenden - ortspofigeilichen 
Maßregel es nothwendig macht, iſt der Gemeinde-Vorſteher ausnahmswaiſe (§. 32) 
berechtigt, eine Geldbuſſe bis drei Gulden, oder im Falle der Unvermögenheit zur 
Zahlung dieſer Strafe, eine Arreſtſtraſe bis 24 Stunden anzudrohen. 


Ausübung der Strafgewalt. 
8. 60. 
In ſoweit die Geſetze und Vorſchriften, welche über die zum Wirkungskreiſe 


der Gemeinde (§. 27) gehörige Ortsvpolizei beſtehen, eine Strafſanction ausſprechen, 
und in ſoweit die Uebertretungen dieſer Geſetze und Vorſchrifter nicht durch: das 


17° 


78 


Strafgeſetz' “ verpönt find, ſteht dem Gemeinde-Vorſteher in Gemeinſchaft ni zwei 
Beſitzern oder Geſchworenen das Strafrecht in derlei Uebertretungsfällen zu 

In gleicher Weiſe find auch die durch den Gemeinderath (§. 132) ober durch 
den Gemeinde⸗Vorſteher (§. 59) angedroheten Strafen zu verhängen. 

Es darf nur auf Geldſtrafen, oder im Falle der Unvermögenheit zur Zahlung 
derſelben, auf Arreſtſtrafen erkannt werden. 

Das Straferkenntniß erfolgt durch Stimmenmehrheit. 

In dringenden Fällen kann auch der Gemeinde-Vorſteher allein die Strafe, 
jedoch nur eine Geldbuße verhängen. 

Alle Straferkenntniſſe find in ein beſonderes Buch einzutragen. 


Inſtanzenzug. 
§. 61. 

Gegen die nach §. 60 gefällten Erkenntniſſe ſteht die Berufung an die poli— 
tiſche Bezirksbehörde offen. 

Wenn die Erfenntniffe Geiſtliche anerkannter Religions bekenntniſſe, che Leh⸗ 
rer, Staats⸗ oder Landesbeamte in activer Dienſtleiſtung, Mitglieder des Landtages, 
oder die mit Virilſtimmen (§. 16) in den Gemeinderath tretenden Perſonen betreffen, 
fo hat der Gemeinde-Vorfteher ein ſolches Erkenntniß der politiſchen Bezirks behörde 
zur vorläufigen Prüfung und Beſtätigung vorzulegen. 


„Beſtimmung der Geldſtrafen. 
F. 62. 

Die nach den §§. 60, 61 verhängten Geldſtrafen fließen zu Gunſten der Orts⸗ 

armen oder in den Unterſtützungsfond der Gemeinde ein. 
Befangenheitsgründe. 
§. 63. 

Ein Mitglied des Gemeinde-Vorſtandes darf an der Erledigung einer Angele- 
genheit, welche ſeine privatrechtlichen Intereſſen, oder die Intereſſen ſeiner Ehegattin, 
oder ſeiner Verwandten oder Verſchwägerten des erſten oder zweiten Grades betrifft, 
keinen Antheil nehmen. 8 

Verantwortlichkeit. 
§. 64. 

Der Gemeinde⸗Vorſteher iſt für feine Amtshandlungen der Gemeinde verantwortlich. 

Bezüglich des übertragenen Wirkungskreiſes iſt er auch der Regierung verantwortlich. 


Neben dieſer Verantwortlichkeit des Gemeinde-Vorſtehers bleibt gegenüber der Ge- 
meinde die Haftung der anderen Mitglieder des Gemeinde-Vorſtandes und der Dele⸗ 
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girten (F. 53) für die unterlaffene oder nicht gehörige Vollziehung der ihnen vom 
Gemeinde-Vorſteher übertragenen Geſchäfte unberührt. Entſchädigungsanſprüche der 
Gemeinde, welche aus der in dieſem Paragraphe ausgeſprochenen Verantwortlichkeit 
abgeleitet werden, ſind im ordentlichen Rechtswege geltend zu machen. 


V. Hauptſtück. 
Von dem Gemeindehaushalte und den Gemeindeumlagen. 
Vermögens-Inventar. 
§. 65. 
Das geſammte bewegliche und unbewegliche Eigenthum, nicht minder ſämmtliche 
Gerechtſamen und Privilegien der Gemeinde und ihrer Anſtalten, ſind mittelſt eines 
genauen Inventars in ſteter Ueberſicht zu halten. 


Dieſes Inventar iſt im Laufe des erſten Jahres nach Eufihrung des gegen- 
wärtigen Geſetzes aufzunehmen, jede nachfolgende Aenderung iſt in demſelben erſichtlich 
zu machen. 

Jedem Gemeinde-Mitgliede iſt die Einſicht in dieſes Inventar geſtatter. 

Erhallung des Stammvermögens. ö 
FSi. 66. 

Das Stammvermögen und das Stammgut der Gemeinde und ihrer Anftalten 
ſind ungeſchmälert und im guten Stande zu erhalten. 

Zur Vertheilung des Stammvermögens oder des Stammgutes unter die Ge— 
meinde-Mitglieder iſt ein Landtagsbeſchluß erforderlich. 

Benützung des Gemeindevermögens. 
§. 67. 

Das erträgnißfähige Vermögen der Gemeinde und ihrer Anſtalten iſt derart zu 
verwalten, daß dasſelbe die thunlichſt größte nachhaltige Rente trage. 

Die Jahresüberſchüſſe ſind zur Dekung der Erforderniſſe des folgenden Jahres 
zu verwenden, und infoferne fie für dieſen Zweck nicht benöthigt werden, -find fie 
fruchtbringend anzulegen und zum Stammvermögen zu ſchlagen. 

Benützung des Gemeindegutes. 
$. 68. 
In Bezug auf den Umſtand, wem und in welchem Maße die Theilnahme an den 


Nutzungen des Gemeindegutes zuſteht, iſt ſich nach der bisherigen unangefochtenen 
Uebung zu benehmen. 
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Wenn und inſoferne eine ſolche unangefochtene Uebung nicht beſteht, hat der 
Gemeinderath mit Beachtung der beſtehenden ſpeciellen Rechtstitel die dieſe Theil⸗ 
nahme regelnden Beſtimmungen zu treffen; hiebei kann derſelbe für die Benützung des 
Gemeindegutes eine Gebühr feſtſetzen. 

Der Ueberſchuß des Einkommens aus dem Gemeindegute, welcher nach der Be— 
friedigung aller berechtigten Perſonen erübriget, fließt in die Gemeindecaſſe. 


mespalunas; Jahr. 
§. 69. 


Das r ern Jahr der Gemeinde beginnt und endigt gleichzeitig mit dem 
Verwaltungs-Jahre des Staates. 


Jahres-Voranſchlag und Jahres-Rechnung. 
§. 70. 

Der Gemeinde-Vorſteher hat alljährlich den Voranſchlag der Gemeinde und der 
Gemeinde-Anſtalten für das nächſtfolgende Verwaltungs-Jahr zu verfaffen. 

Der Gemeinderath hat dieſen Voranſchlag ſpäteſtens einen Monat vor Eintriti 
des Jahres feſtzuſtellen. 

Die Rechnungen über die Empfänge und Ausgaben der Gemeinde und der Ge— 
meinde-Anſtalten hat der Gemeinde-Vorſteher ſpäteſtens zwei Monate nach Ablauf 
des Verwaltungs-Jahres dem Gemeinderathe zur Prüfung und Erledigung vorzulegen. 


Sowohl der Voranſchlag, als auch die Jahres-Rechnungen müſſen, bevor die— 
ſelben dem Gemeinderathe zur Prüfung mitgetheilt werden, vorläufig wenigſtens durch 
zwei Wochen zur Einſicht der Gemeinde-Mitglieder aufgelegt werden, und es ſind die 
Bemerkungen der Letzteren bei der Prüfung in Erwägung zu nehmen. 

§. 71. 

Bei der Vermögensgebarung iſt ſich genau an den feſtgeſtellten Voranſchlag 
zu halten. 

Zu Auslagen, welche unverſchieblich ſind, und in der einſchlägigen Rubrik des 
Voranſchlages ihre Bedeckung gar nicht, oder nicht vollſtändig finden, iſt die Geneh⸗ 
migung des Gemeinderathes nothwendig. ö * | 
— Ju Fällen der äußerſten Dringlichkeit, wo die vorläufige Genehmigung ohne 
großen Schaden und ohne Gefahr nicht eingeholt werden kann, darf der Gemeinde— 
Vorſteher die nothwendige Auslage beſtreiten, muß jedoch unter eigener Verantwor⸗ 
tung binnen acht Tagen die Genehmigung des Gemeinderathes erwirken. 


Beſtreitung der Ausgaben. 1. Aus dem Einkommen. 
N 


Die Ausgaben für Gemeindezwecke ſind zunächſt aus den Einkünften. der Ger 
winde zu bedecken. 


Beſonderes Vermögen. 
§. 73. 
Iſt zur Bedeckung gewiſſer Ausgaben ein beſonderes Vermögen gewidmet, ſo 
ſind zu dieſem Zwecke vorerſt die Einkünfte dieſes Vermögens zu verwenden. 
Die Widmung dieſer Einkünfte darf nicht geändert werden. 


In zuſammengelegten Gemeinden. 
§. 74. 

In den aus zwei oder mehreren Anſiedlungen oder Ortſchaften zuſammenge— 
legten Gemeinden ſind die auf eine ſolche Anſiedlung oder Ortſchaft, welche ihr geſon— 
dertes Eigenthum beſitzt, entfallenden Ausgaben aus den Einkünften des ihr gehö— 
rigen geſonderten Eigenthums zu beſtreiten, und der Ueberſchuß dieſer Einkünfte ver— 
bleibt ihr ausſchließliches Eigenthum. 

Dieſe Vorſchriften können jedoch die auf fperielle Rechtstitel gegründeten Rechte 
nicht berühren. 

Mit dem Beſitze des Gemeindegutes verbundene Auslagen. 


§. 75. 


Die mit dem Beſitze und der Benützung des Gemeindegutes verbundenen Aus— 
lagen an Steuern und ſonſtigen Abgaben, dann an Aufſichts- und Eulturskoſten, 
ſind, inſoweit zu deren Bedeckung die vom Gemeindegute in die Gemeindecaſſe ein— 
fließenden Nutzungen ($. 68) nicht hinreichen, von den Theilnehmern an den Nutzun— 
gen des Gemeindegutes nach dem Verhältniße dieſer Theilnahme zu tragen. 


Sonderauslagen. 
§. 76. 


Auslagen, welche bloß das Intereſſe einzelner Oertlichkeiten, Theile der Ge— 
meinde, Einwohnerclaſſen, oder einzelner Grund- oder Hausbeſitzer betreffen, find, in- 
ſoweit nicht anderweitige Einrichtungen rechtsverbindlich beſtehen, von den betheiligten 
Parteien allein zu tragen. 


2. Leiſtungen. 
SEIT. 
Inſoferne die im §. 72 angegebenen Einkünfte zur Beftreitung der Ausgaben 
zu Gemeindezwecken nicht auslangen, kann der Gemeinderath auflegen: 
a) Zuſchläge zu den directen Steuern oder zur Verzehrungsſteuer; 
b) andere Abgaben, welche in die Kategorie der Steuerzuſchläge nicht gehören; 
c) Dienſte und Arbeiten für Gemeinde⸗Erforderniſſe. 
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a) Steuerzuſchlaͤge. 
se, 

Die Zuſchläge zu den directen Steuern find in der Regel auf alle in der Ge— 
meinde vorgeſchriebenen directen Steuern, und zwar auf alle gleichmäßig (nach dem⸗ 
ſelben Pereentenſatze) umzulegen. 

Dieſe Zuſchläge find im ganzen Umfange der Gemeinde gleichmäßig umzulegen. 


Die Ausnahmen von dieſen Beſtimmungen ſind in den §§. 83, 84 und 85 
enthalten. 


§. 79. 

Durch den Zuſchlag zur Verzehrungsſteuer darf bloß der Verbrauch im Ge— 
meinde-Gebiete getroffen werden; die Production und der Handelsverkehr dürfen da— 
durch nicht getroffen werden. ! 

$. 80. 
Zur Auflage von Zuſchlägen, welche 10% der direetel. Steuern, oder 20% der 
Verzehrungsſteuer überſteigen, iſt die Bewilligung des Bezirksrathes nothwendig. 

Dieſe Bewilligung iſt ſelbſt zur Auflage von Zuſchlägen, welche 5% der directen 
Steuern überſteigen, erforderlich, wenn dieß ein dem Gemeinderathe nach §. 16 an- 
gehörendes Mitglied verlangt. Ein ſolches Verlangen muß jedoch beim Gemeinde— 
rathe in jener Sitzung, in welcher der Zuſchlag beſchloſſen wurde, oder auch beim 
Gemeinde⸗Vorſteher ſpäteſtens binnen 8 Tagen nach dieſer Sitzung eingebracht werden. 

Zuſchläge, welche 25% der directen Steuern, oder 50% der Verzehrungsſteuer 
überſteigen, können nur kraft eines Landesgeſetzes aufgelegt werden. 


5) ute Age 
8. 81. 

Zur Einführung von Abgaben, welche in die Kategorie der Zuſchläge zu die 
recten Steuern, oder zur Verzehrungsſteuer nicht gehören, ſowie zur Erhöhung ſchon 
beſtehender Abgaben dieſer Art, iſt ein Landesgeſetz erforderlich. 

c) Dienſte und Arbeiten. 
§. 82. 

Durch Beſchluß des Gemeinderathes können ſowohl Hand-, als Zugdienſte und 
Arbeiten gefordert werden. 

Der Gemeinderath hat alljährlich für das nächſtfolgende Verwaltungs-Jahr den 
Preis für die täglichen Dienſte und Arbeiten feſtzuſetzen. 

Die Dienſte und Arbeiten werden reihenweiſe gefordert. Die in. §. 57 ange⸗ 
Sen n dringenden Fälle ausgenommen, ſteht Jedermann frei, die von ihm gefor⸗ 
derten Dienſte oder Arbeiten entweder perſönlich, oder durch einen tauglichen Stell⸗ 
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vertreter zu leiſten, oder auch ſich von denſelben loszukaufen, indem er den, nach dem 
vom Gemeinderathe beſtimmten Preiſe ermittelten Werth derſelben an die Gemeinde— 
caſſe erlegt. 


Ausnahmen. 
§. 83. 


Von Zuſchlägen zu den directen Steuern, ſowie von Dienſten und Arbeiten 
können nicht getroffen werden: 


a) Beamte und Diener des k. k. Hofes, des Staates, des Landes, der Ge— 
meinde und der Landes- und Gemeinde-Anſtalten, öffentliche Lehrer, Militär— 


perſonen, ſowie die Witwen und Waiſen dieſer Perſonen, bezüglich ihrer 


Dienſtbezüge und aus dem Dienſtverhältniße entſprungenen Penſionen, Pro— 
viſtonen, Unterſtützungen und anderer Genüſſe; 
b) Seelſorger, bezüglich deren Congrua. 
§. 84. 

In einer aus zwei oder mehreren Anſiedlungen oder Ortſchaften zuſammenge— 
legten Gemeinden find die Leiſtungen für die ſpeciellen Erforderniſſe einer dieſer An— 
ſiedlungen nur auf die Verpflichteten in dieſer Anſiedlung umzulegen. 

Zur Deckung der gemeinfchaftlihen Ausgaben einer ſolchen Gemeinde können 
Zuſchläge zu den directen Steuern nur inſoferne auf eine Anſiedlung oder Ortfchaft, 
welche ihr geſondertes Eigenthum beſitzt, umgelegt werden, als das Einkommen des 


letzteren den auf eine ſolche Anſiedlung oder Ortſchaft entfallenden Theil der erwähn— 
ten Ausgaben nicht deckt. 


Durch dieſe Vorſchrift können jedoch die auf ſpeciellen Rechtstiteln gegründeten 
Rechte nicht berührt werden. 
$. 85. 
Zu einem auf die directen Steuern mit verſchiedenen Per centen umzulegenden 
Zuſchlage iſt, wenn nicht der im §. 81 bezeichnete Fall eintritt, die Zuſtimmung 
des Bezirksrathes erforderlich. 


Kundmachung der Beſchlüſſe über Gemeinde⸗Leiſtungen 
ö §. 86. 


Ein Beſchluß des Gemeinderathes über Gemeinde-Leiſtungen muß in der Ge: 
meinde kundgemacht werden. 

Iſt zu einem ſolchen Beſchluße die hohere Genehmigung erforderlich, ſo ſteht 
jedem Gemeinde⸗Mitgliede frei, über denſelben binnen acht Tagen Bemerkungen ein— 
zubringen, welche bei der Einholung der höheren Genehmigung vorzulegen find. 

18 
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Einhebung der Zuſchläge. 
. 

Steuerzuſchläge ſind durch dleſelben Organe einzuheben und durch dieſelben 
Mittel einzutreiben, wie die l. f. Steuern. 

Andere Geldleiſtungen, welche nach dem Geſetze, oder nach einem giltigen Ge— 
meinderaths-Beſchluße für Gemeindezwecke ſtattzufinden haben, ebenſo die nach dem ge— 
genwärtigen Geſetze verhängten Geldſtrafen, hebt der Gemeinde- Vorſteher durch feine 
Organe ein, und im Falle der Nichtzahlung treibt er dieſelben mittelſt der Mobilar⸗ 
Execution in gleicher Art wie die Steuerrückſtände ein. 

Verweigert der Verpflichtete die Leiſtung von Dienſten oder Arbeiten, ohne ſich 
hievon losgekauft zu haben, fo läßt der Gemeinde-Vorſteher die gedachten Dienſte 
oder Arbeiten auf Koſten des Verpflichteten durch einen Dritten vollziehen, und treibt 
die Koſten auf die für die Einbringung anderer Geldleiſtungen vorgeſchriebeue Art ein. 

In den im F. 57 bezeichneten dringenden Fällen können die Verpflichteten un- 
mittelbar zur Leiſtung der Dieuſte oder Arbeiten angehalten werden. 


Coneurrenzen. 
§. 88. 
Die Concurren; zu Kirchen-, Pfarr- und Schulbauten, ſowie zum Straßenbaue 
iſt Gegenftand beſonderer Grſetze. N 
Die für gewiſſe Erforderniſſe beſtehenden, auf ſpecielle Rechtstitel ſich gründen— 
den Concurrenzen verbleiben aufrecht. 


Va. Hauptſtück. 


Von der Beſorgung der ſpeciellen Angelegenheiten der chriſtlichen und 
der iſraelitiſchen Bevölkerung. 


Rechte der chriſtlichen und der iſraelitiſchen Bevölkerung. 
§. 89. 


In den aus einer chriſtlichen und einer iſraclitiſchen Bevölkerung beſtehenden 
Gemeinden verbleibt ſowohl die chriſtliche als auch die iſraelitiſche Bevölkerung im 
Eigenthume, Beſitze und in der Benützung der ausſchließlich für ihre eigenen Religions-, 
Lehr- und Wohlthätigkeitszwecke beſtimmten Anſtalten und Fonde, und beſtreitet aus 
eigenen Mitteln die Auslagen für ſolche Anſtalten und andere Religions-, Lehr- und 
Wohlthätigkeitszwecke, an welchen die ausſchließliche Theilnahme nur ihr allein zukommt 

Inſoferne jedoch dieſe Ausgaben bisher aus den allgemeinen Einkünften der 
Gemeinde beſtritten wurden, ſind dieſelben auch fernerhin aus dieſen Einkünften zu 
beſtreiten. 


Beſorgung der fpeciellen Angelegenheiten der chriſtlichen Bevölkerung. 
$. 90. 

Die ſpeciellen Angelegenheiten der chriſtlichen Bevölkerung (§S. 91) werden, 
inſoferne die Gebarung mit denſelben gefegmäßig der Gemeinde-Vertretung zukommt 
durch dieſe Vertretung nach den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes, jedoch mit 
der Beſchränkung verwaltet, daß die ifraelitifchen Mitglieder der Gemeinde-Vertretung 
(des Gemeinderaths und des Gemeinde- Vorſtandes) an der Abſtimmung über dieſe 
Angelegenheiten und an der Erledigung der Angelegenheiten im Allgemeinen nicht 
theilzunehmen haben. Zur Giltigkeit dieſer Beſchlüſſe des Gemeinderathes in Angele— 
genheiten dieſer Art, iſt die Gegenwart von mehr als der Hälfte der chriſtlichen 
Gemeinderaths- Mitglieder und die abſolute Stimmenmehrheit dieſer Mitglieder 
erforderlich. 

F. IT. 

Zu den ſpeciellen Angelegenheiten der, chriſtlichen Bevölkerung gehören: 

a) die Angelegenheiten der Kirchen und anderer religiöſen Orte; die Angelegen— 


heiten des Cultus, die Ausübung des Patronatsrechtes, die Präſentation oder 


die Ernennung der Seelſorger, Religionslehrer und Kirchendiener; 

b) die Angelegenheiten der für Chriſten oder für Zwecke, an welchen bloß Chri— 
ſten theilnehmen, beſtimmten Anſtalten, Stiftungen, Stipendien und anderen 
Fonde; 

c) die Angelegenheiten des, ein ausſchließliches Eigenthum der ‚chriftlichen Bevol⸗ 
kerung bildenden, oder ausſchließlich für dieſe Bevölkerung beſtimmten, oder 
auch in deren ausſchließlichen Benützung ſtehenden Vermögens; 


Beſorgung der fpeciellen Angelegenheiten der iſraelitiſchen Bevölkerung. 
118592: 
Die Verwaltung der ſpeciellen Angelegenheiten der iſraelitiſchen Bevölkerung ver- 
bleibt bei dem bisherigen Cultus-Vorſtande dieſer Bevölkerung. 
Zu dieſen Angelegenheiten gehören: 


a) die Angelegenheiten der Bethhäuſer, der Friedhöfe, die Angelegenheiten des 


Cultus, di: Beſtellung der Rabbiner, Prediger, Religionslehrer und Religions 
diener; N 

b) die Angelegenheiten der für Iſraeliten oder für Zwecke an welcher ! bloß 
Ifraeliten theilnehmen, beſtimmten Anſtalten. Stiftungen, Stipendien und 
anderen Fonde; 

e) die Angelegenheiten des, ein ausſchließliches Eigenthum der iſraelitiſchen Bevölke⸗ 
rung bildenden, oder ausſchließlich für dieſe Bevölkerung beſtimmten, oder auch 
in deren ausſchließlichen Benützung ſtehenden Vermögens. 
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Rechte der Gemeinde-Vertretung. 
§ 93. 
Das Aufſichtsrecht der Gemeinde - Vertretung, inſoweit ihr dasſelbe überhaupt 
geſetzmäßig zuſteht, bleibt auch rückſichtlich der in den §§. 91 und 92 bezeichneten 
Gegenſtände unberührt. 


$. 94. 

Die Aufluge von Steuerzuſchlägen, ſowie anderer Leiſtungen (§ 77), auf die 
Gemeinde⸗ Mitglieder zu den in den §§. 91 und 92 angegebenen Zwecken, kann, 
inſoferne ſpecielle Geſetze nicht etwas Anderes beſtimmen, nur mit Bewilligung des 
Gemeinderathes ſtattfinden. * N 

Gegen dießfällige Beſchlüſſe des Gemeinderathes dienen. eben dieſelben Rechts— 
mittel, wie gegen die ſonſtigen Beſchlüſſe desſelben. 


VII. Hauptſtück. 


Von der ä der Gemeinden zur gemeinſchaftlchen Geſch üfts: 
führung. 


Freiwillige Vereinigung. 
§r 25. 

Den zu demſelben politiſchen Bezirke gehörigen Gemeinden bleibt freigeſtellt, ſich 
mit anderen Gemeinden oder auch mit Gutsgebieten zur gemeinſchaftlichen Fuͤhrung 
aller, oder nur einiger Geſchäfte, ſowohl des ſelbſtſtändigen (§S. 27), als auch des 
übertragenen ($. 28) Wirkungskreiſes zu vereinigen. 

Die über die Art und Weiſe der gemeinſchaftlichen Geſchäftsführung getroffene 
Vereinbarung bedarf der Genehmigung der volitiſchen Landesſtelle, welche dieſe Geneh— 
migung im Einverſtändniße mit dem Bezirksrathe ertheilt. 


Nothwendige Vereinigung. 
$. 96. 
Gemeinden, welche die Mittel zur Erfüllung der ihnen aus dem ‚übertragenen 
Wirkungskreiſe (§. 28) erwachſenden Verpflichtungen nicht beſitzen, find. zu. dieſem 
Ende für ſo lange, als dieſer Zuſtand dauert, mit anderen Gemeinden des ſelben poli⸗ 
tiſchen Bezirkes im Wege eines Landesgeſetzes zu vereinigen. 
Die Art und Weiſe der gemeinſchaftlichen Geſchäftsführung wird durch das 
Landesgeſetz beſtimmt. 1 
Kommt über die Vertheilung der bezüglichen Koſten eine Vereinbarung zwiſchen den 
vereinigten Parteien nicht zu Stande, ſo hat der Bezirksrath hierüber zu entſcheiden. 
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S. N. 

Wenn ſich Gemeinden mit anderen Gemeinden oder mit Gutsgebieten zu gemein— 
ſamen Anſtalten für ſpecielle Zwecke ihres Wirkungskreiſes vereinigen, fo ſteht den bethei— 
ligten Parteien frei, die für die Verwaltung ſolcher Anftalten nothwendigen Organe 
zu beſtellen und den Wirkungskreis dieſer Organe zu beſtimmen. Können ſich die 
betheiligten Parteien in dieſer Beziehung nicht einigen, ſo trifft der Bezirks ausſchuß 50 
entſprechende Beſtimmung. 

Die, die Gemeindeanſtalten betreffenden Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten auch 
für derlei gemeinſame Anſtalten. b 


III. Hauptſtück. 
Von der Aufſicht über die eden 
§. 98. 
Der Bezirksrath und in deſſen Vertretung der Bezirksausſchuß wacht darüber, daß 


das Stammvermögen und das eee der Gemeinden und der Gemeinde -Anſtalten 
ungeſchmälert erhalten werden. 


Genehmigung des Bezirksrathes. 
Sa 
Zu den Angelegenheiten, in welchen die Beſchlüſſe des Gemeinderathes dem 
e zur Genehmigung vorgelegt werden müſſen, gehören außer den, in den 
§§. 2, 4, 80, 85 und 95 bezeichneten, auch nachſtehende: 

a) die Veräußerung, Vertauſchung. Umſtaltung, Verpfändung oder bleibende Be— W. 
laſſung einer zum Stammvermögen oder Stammgute der Gemeinde oder ihrer 
Anſtalten gehörigen Sache; 

b) die Aufnahme eines Darlehens oder die Uebernahme einer Verpflichtung, wenn 
der Betrag des Darlehens oder der Werth der aus der Verpflichtung entſprin⸗ 
genden Laſt, mit Einrechnung der bereits beſtehen den Schulden, die Jahres- 
Einkünfte der Gemeinde, und beziehungs weiſe der Gemeinde-Anſtalten überſteigt; 

c) die zur gewohnlichen Verwaltung nicht gehörigen Erwerbungen und Unterneh— 
mungen, wenn zur Deckung der hieraus entſpringenden Auslagen die Auf— 
nahme eines Darlehens oder die Belaſtung der n mit Umlagen noth⸗ 
wendig wird; 

d) Verpachtungen auf eine lä ängere Dauer als auf zwölf Jahre, oder außer dem 
Wege der öffentlichen Feilbietung. 


§. 100. 
Beſchlüſſe des Gemeinderathes, zu deren Giltigkeit die Genehmigung des, Land 


tages erforderlich iſt, ſind an den Bezirksrath zu leiten, welcher dieſelben mit ſeinem 
Gutachten im Wege des Landesausſchuſſes dem Landtage vorzulegen hat. 
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Berufung an den Bezirksausſchuß. 
a §. 101. } 
Der Bezirksausſchuß entſcheidet über die Berufungen gegen Beſchlüſſe des Ge⸗ 
meinderathes in allen der Gemeinde vom Staate nicht übertragenen Angelegenheiten. 
Gegen Steuerzuſchläge iſt eine Berufung nur inſoferne zuläßig, als dieſe Zuſchläge 
die geſetzlich beſtimmte Höhe überſchreiten ſollten, oder als innerhalb dieſer Höhe eine 


unrichtige Umlage ſtattgefunden hat. 
Die Berufung iſt binnen der vom Tage der Kundmachung des Beſchlußes oder 


der Verſtändigung hievon laufenden vierzehntägigen Fallfriſt bein Gemeinde-Vorſteher 
einzubringen. 
Disciplinarzewalt über den Gemeinde-Vorſtand. 
§. 102. N 
Der Bezirksausſchuß kann ein Mitglied des Gemeinde-Vorſtandes, welches 
eine Pflichten in den Geſchäften des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes der Gemeinde 
ſverletzt oder vernachläſſigt, mit einer Ordnungsſtrafe bis. Zwanzig Gulden belegen. 


Dieſe Strafen fließen in die Gemeindecaſſe. 

Bei grober Verletzung oder fortdauernder Vernachläſſigung ſeiner Pflichten kann 
ein Mitglied des Gemeinde-Vorſtandes von der politiſchen Landesſtelle im Einver— 
ſtändniße mit dem Bezirksaus ſchuſſe ſeines Amtes entſetzt werden. e 

Beſtellung eines Vertreters für die Gemeinde. 
§. 103. 

Wenn in einer privatrechtlichen Angelegenheit, welche zwiſchen der Gemeinde und 
einer gewiſſen Claſſe von Gemeinde-Mitgliedern oder einzelnen dieſer Mitglieder ftrei- 
tig iſt, der Gemeinderath mit Rückſich auf das Privatintereſſe der Gemeinderäthe nicht 
unbefangen wäre, fo hat der Bezirks ausſchuß die Erzielung eines gütlichen Ausgleichs 
zu verſuchen, und wenn dieſer nicht zu Stande kömmr, einen Vertreter für die Ge⸗ 
meinde zur Austragung der Sache auf dem Rechtswege zu beſtellen. 


Aufſichts⸗ und Siſtirungsrecht der Staats- Verwaltung. 
§. 103. 
Die Staats⸗Verwaltung übt das Aufſichtsrecht über die Gemeinden dahin, daß 
dieſelben ihren Wirkungskreis nicht überfhreiten, und nicht gegen die beſtehenden Ge⸗ 


ſetze vorgehen. 

Dieſes Aufſichtsrecht wird von der politiſchen Bezirksbehörde ausgeübt. 

Dieſelbe kann zu dieſem Ende die Mittheilung der Beſchlüſſe des Gemeinderathes 
und die nöthigen Aufklärungen verlangen. } 

Der Vorſteher der politiſchen Behörde oder deſſen Abgeordneter hat auch das Recht, 
den Sitzungen des Gemeinderathes beizuwohnen, kann jedoch das Wort nur dann 
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ergreifen, wenn der Gemeinderath die Geſetze zu verletzen, oder ſeinen Wirkungskreis 
zu überſchreiten im Begriffe wäre f 
§. 105. 

„Die politiſche Bezirksbehörde iſt berechtigt und verpflichtet, die Vollziehung 
eines vom Gemeinderathe gefaßten Beſchlußes zu unterſagen, wenn dleſer Beſchluß 
den Wirkungskreis des Gemeinderathes überſchreitet, oder gegen die Geſetze verſtoßt. 

Gegen eine ſolche Unterſagung ſteht der Recurs an die politiſche Landesſtelle 
offen. ö 

Wenn die Angelegenheit zum ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde gehört, 
hat die politiſche Bezirksbehörde von dem erlaſſenen Verbote gleizeitig den Bezirks⸗ 
ausſchuß zu verſtändigen. 

§. 106. 

Die polltiſche Vezirksbehörde hat auch über Beſchwerden gegen Verfügungen 
des Gemeinde ⸗Vorſtandes zu entſcheiden, durch welche die Geſetze verletzt, oder fehler— 
haft angewendet werden, inſoferne dieſe Verfügungen nicht auf ſolche Beſchlüſſe des 
Gemeinderathes gegründet ſind, rückſichtlich welcher die Entſcheidung über Berufungen 
dem Bezirksaus ſchuſſe zuſteht (§S. 101). 

In den Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreiſes iſt die Berufung in 
jedem Falle bei der politiſchen Bezirksbehörde einzubringen. 


Abhilfe auf Koſten der Gemeinde. 
:$, 107, 


Wenn der Gemeinderat) es unterlaͤßt oder verweigert, die der Gemeinde geſetz— 
lich obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen, ſo hat die politiſche Bezirksbehörde auf 
Koſten und Gefahr der Gemeinde die Abhilfsmaßregeln zu verfügen. 

Wenn die Angelegenheit zum ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde gehört 
und nicht der Fall einer dringenden Gefahr eintritt, hat die politiſche Bezirksbe— 
hörde vor Einleitung der Abhilfsmaßregeln ſich mit dem Bezirksausſchuſſe in's Ein— 
vernehmen zu ſetzen. 

§. 108. 


Die politiſche Bezirksbehörde iſt berechtigt, den Gemeinde-Vorſteher, welcher 
feine Pflichten in den Geſchäften des übertragenen Wirkungskreiſes verletzt oder ver— 
nachläſſigt, mit einer Ordnungsſtrafe bis zu Zwanzig Gulden zu belegen. Dieſe 
Strafe fließt in die Gemeindecaſſe. 

Iſt die Pflichtverletzung fo beſchaffen, daß die Beſorgung der Geſchäfte der 
übertragenen Wirkungskreiſes dem Gemeinde-Vorſteher ohne Gefährdung des öffentli 
chen Intereſſes nicht weiterhin überlaſſen werden kann, und wenn der Gemeinderat 
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über Aufforderung dagegen keine Abhilfe ſchafft, ſo kann alsdann die politiſche Be— 
zirksbehörde für die Dauer dieſes Zuſtandes zur Beſorgung der gedachten Geſchäfte 
ein anderes Organ auf Koften der Gemeinde beſtellen. Sowohl in dieſem Falle, 
als auch in den im §. 107 angegebenen Fällen iſt mit aller thunlichen Sparfamteit 


derart vorzugehen, daß die Gemeinde über das unumgängliche Bedürfniß nicht belaſtet 
werde. 


Auflöfung der Gemeinde-Vertretung. 
§. 109. 


Der Statthalter kann die Gemeinde- Vertretung auflöſen. 


Der Gemeinde ſteht der Recurs an das betreffende Miniſterium offen. Dieſer 0 
Recurs hat keine aufſchiebende Wirkung. 


Längſtens binnen . Wochen nach der Auflöſung ſoll eine neue Wahl aus— 
geſchrieben werden. f 


Die Statthalterei hat im Einverſtändniße mit dem Bezirksausſchuſſe die zur 
einſtweiligen Beforgung der Geſchäfte bis zur Einſetzung der neuen Gemeinde-Vertre— 
tung erforderlichen Maßregeln zu treffen. 


II. 


Gemeinde⸗Wahlordnung 


für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Groß— 
herzogthume Krakau. 


I. Hauptſtück. 
Von der Wahl der Mitglieder des Gemeinderathes. 
Erſter Abſchnitt. 
Von dem Wahlrechte und der Wählbarkeit. 


Wahlrecht. 
§. 1. 
Wahlberechtigt ſind: 
1. Diejenigen Gemeinde» Mitglieder, welche von ihrem Realbeſitze, von einer 


Erwerbsunternehmung oder vom Einkommen ſeit wenigſtens einem Jahre in der 
Gemeinde eine directe Steuer entrichten — wenn ſie öſterreichiſche Staatsbürger find; 
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2. Unter den a an ohne Niet auf eine Steuerzahlung: 

a) Bürger; 

b) Seelſorger und andere weltliche Geiſtliche 1 chriftlicher Confeſſionen und die 
Vorſtände der Klöſter; 

c) Rabbiner, iſraelitiſche Prediger; 

Hof⸗, Staats-, Landes⸗, dann öffentliche Inſtituts- und Fonds- Beamte; 

e) Offiziere und Militärparteien mit Offizierstitel, welche ſich im definitiven 
Ruheſtande befinden, oder mit Vorbehalt des Militärcharakters quittirt haben; 

f) dienende ſowohl, als penſionirte Militärparteien ohne Offizierstitel, dann 
dienende. und penſionirte. Militärbeamte, inſoferne ſowohl die Erſteren als 
auch die Letzteren in den Stand eines, beftimmten Truppenkörpers nicht 
gehören; 

g) Advocaten, Notare, Doctoren der Facultäten, welche den akademiſchen „Grad 
an einer öſterreichiſchen Univerſität erhalten haben, die Magiſter der Chirur, 
gie und Pharmazie; ' 

h) die Vorſteher, Profeſſoren und Lehrer der in der Gemeinde . Hfndiſchen Schu⸗ 
len und anderer öffentlichen Lehranſtalten. 

3. In den Städten die Ehrenbürger. 

4. Der Staat, das Land, die Corporationen, Vereine Geſellſchaften, Anſtal⸗ 


ten und Fonde, wenn dieſelben ſeit wenigſtens einem Jahre in der Gemeinde eine 
der im Puncte 1. bezeichneten Steuern entrichten. 


Ausnahme bei Milttärperfonen. 
N. 

Aus genommen von der Wahlberechtigung find in activem Dienſte ftehende: 

a) Offiziere und Militärparteien mit Offizierstitel, inſofern dieſelben nicht zu 
den im §. 16 der Gemeinde- Ordnung erwähnten Gemeinde-Mitgliedern 
gehören; 

b) zum Mannſchaftsſtande gehörige Militärperſonen und Militärunterparteien, 
jedoch mit Ausſchluß der nicht einberufenen Reſervemänner. 


> 


. Ausfhluß wegen ftrafbarer Handlungen. 
$. 3. 


1 
Solange durch das Strafgeſetz nicht beſtimmt wird, ob und auf wie lange in 
dem Straferkenntniße auch der Verluſt des Wahlrechtes und der Wählbarkeit auszu⸗ 
ſprechen ſei, bleibt von dem Wahlrechte ausgeſchloßen: 


a) Derjenige, welcher wegen eines Verbrechens ſchuldig erkannt; 
b) Derjenige, welcher wegen eines Verbrechens in Unterſuchung gezogen wurde, 
ſo lange die Unterſuchung dauert; 
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c) Derjenige, welcher der Uebertretung des Diebſtahls, des Betruges, der Berun- 
treuung oder der Theilnahme an einer dieſer Ueberttetungen ſchuldig erkannt 
worden iſt (SS. 460, 461. 464 St. G. B.). a u! 


Ausübung des Wahlrechtes. 
§. 4. 

Die Wahlberechtigten ſtimmen perſoͤnlich. 

Von dieſem Grundſatze beſtehen folgende Ausnahme 

1. Für nicht eigenberechtigte Perſonen ſtimmen deren geſetzliche Vertreter 

2. Für die in ehelicher Gemeinſchaft lebende Gattin ſtimmt ihr Ehegatte, 
für andere Frauensperſonen ſtimmen die Bevollmächtigten derſelben. 

3. Offiziere und Militärparteien mit Offizierstitel, wenn fie zi den im 
§. 16 der Gemeinde-Ordnung erwähnten Gemeinve - Mitgliedern gehbren, können ihre 
Stimme, folange fie in der Dienſtleiſtung ſtehen, nur durch Bevollmächtigte abgeben. 

4. Perſonen, welche aus Anlaß der ihnen überwieſenen Gemeinde- oder ande— 
ren öffentlichen Geſchäfte von der Gemeinde abweſend ſind, können durch Bevollmäch— 
tigte ſtimmen. 

5. Die Befiger einer Realität oder einer Erwerbsunternehmung können, wenn 
fie in einer anderen Gemeinde anſäßig find, ihren beſtellten Verwalter oder Geſchäfts⸗ 
leiter zur Ausübung des Wahlrechtes in ihrem Namen ermächtigen 


$. 5. 

Der Staat, das Land, die öffentlichen Anſtalten und Fonde ſtimmen durch jene 
Perſonen, welche die bezügliche Verwaltungsbehörde hiezu ermächtigt. 

. $. 6. ; 

Für Corporationen, Vereine und Geſellſchaften ſtimmen ihre nach den geſetzlichen 
oder geſellſchaftlichen Beſtimmungen berufenen Vertreter, oder die von ihner ernann⸗ 
ten Bevollmächtigten. 

* 2 

Die [Mitbeſitzer einer ſteuerpflichtigen Realität haben Alle zuſammen nur Eine 

Stimme und ermächtigen zur Ausübung des Wahlrechtes entweder Einen aus ihnen, 


oder einen Dritten. 
Wenn in ehelicher Gemeinſchaft lebende Eheleute Mitbeſitzer ſind, ſo übt der 


Ehemann das Wahlrecht aus. 


Bedingungen der Vertretung. 
§. 8. a 
Ein Vertreter oder Bevollmächtigter darf Niemand ſein, wer nicht öſterreichiſcher 
Staatsbürger, oder nicht eigenberechtigt iſt, oder wer von der Wahlberechtigung aus⸗ 
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genommen oder ausgeſchloſſen iſt ($$. 2 und 3). Der Bevollmächtigte darf nur 
einen Wahlberechtigten vertreten und muß eine Vollmacht vorweiſen. 


Wählbarkeit. 
839. 


Jedes Gemeinde» Mitglied, mit Ausnahme der Frauensperſonen, iſt zum Mit- 
gliede des Gemeinderathes oder zum Erſatzmanne wählbar, wenn es wahlberechtigt 


iſt, das 24. Lebensjahr zurückgelegt hat und im „ Wollgenaße der bürgerlichen Rechte 
ſich befindet. 


Ausnahmen. 
8. 10. 
Es können nicht gewählt werden: 


1. Die Beamten der vorgeſetzten politiſchen Behörden und der in m Ge⸗ 
meinde beſtellten landesfürſtlichen Polizeibehörden. a 


2. Die Beamten und Diener der Gemeinde und der Gemeinde-Anſtalten, ſo 
lange fie ſich im Dienſte befinden, und nach ihrem Austritte aus dem Dienfte, fo 
lange die von ihnen in Folge ihres Dienſtverhältnißes 2 Rechnungen nicht 
erledigt ſind. 

3. Arme, welche eine Unterſtuͤtzung aus öffentlichen Sonden beziehen, das 
Dienſtgeſinde, Perſonen, welche als vom Taglohne lebend oder als gewerbliche Gehil— 
fen keinen ſelbſtſtändigen Unterhalt haben. 


Ausſchluß wegen ſtrafbarer Handlungen. 
§. 11. 
Außer den im F. 3 bezeichneten Perſonen ſind überdieß von der Wählbarkeit 
ausgeſchloſſen: Perſonen, 


a) welche eines aus Gewinnſucht oder gegen die öffentliche Sitllchtett verübten 
Vergehens ſchuldig erkannt worden ſind; 


b) welche einer aus Gewinnſucht begangenen, oder einer in den §§. 501, 504, 
511, 512, 515 und 516 St. G. B. enthaltenen Uebertretung gegen die 
öffentliche Sittlichkeit ſchuldig erkannt worden ſind; 


c) über deren Vermögen der Conecurs eröffnet, oder rückſichtlich deren Vermögens 
das Ausgleichs verfahren eingeleitet wurde, jo lange die Concurs- oder Aus- 
gleichs⸗ Verhandlung dauert, und nach Beendigung einer ſolchen Verhandlung, 
wenn der Verſchuldete des im 6. 486 St. G. B. bezeichneten Vergehens 
ſchuldig erklärt worden iſt; 

d) welche wegen eines aus Gewinnſucht verübten Disciplinar⸗ Vergehens ihres 
Amtes entſetzt, oder aus dem öffentlichen Dienſte entlaſſen worden ſind. 

19* 


Sweiter Abſchnitt. 
Von der Vorbereitung zur Wahl. 


Verzeichniß der Wähler. 
& l 

Vor den Wahlen in den Gemeinderath hat der Gemeinde-Verſteher ein Verzeich— 
niß der wahlberechtigten Gemeinde- Mitglieder anzufertigen. 

In dieſem Verzeichniße ſind zu oberſt die Ehrenbürger anzuſetzen; dann jene 
Gemeinde- Angehörigen, welche nach §. 14 dem erſten Wahlkörper angehören; ſodann 
die Gemeinde-Mitglieder (§S. 1. sub 1, 2 und 4), welche in der Gemeinde eine di— 
recte Steuer entrichten, und zwar in jener Ordnung, in welcher die von denſelden 
gezahlten Steuerbeträge nach deren Höhe, von dem höchſten angefangen, auf einander 
folgen; endlich jene nach §. 1 sub 2. wahlberechtigten Gemeinde- Angehörigen, 
welche in der Gemeinde keine Steuer entrichten und zum erſten ne nicht 
gehören. 

Neben dem Namen eines jeden Wahlberechtigten iſt die demſelben in, der⸗ Ge⸗ 
meinde vorgeſchriebene jährliche Steuerſchuldigkeit erſichtlich zu machen. 

Wenn mehrere Wahlberechtigte eine gleiche Steuerquote entrichten, ſo iſt der an 
Jahren Aeltere dem Jüngeren vorzuſetzen. N 

Am Schluße des Verzeichnißes iſt die Geſammtſumme der durch alle Wahlbe— 
rechtigten gezahlten Steuerſchuldigkeiten zu ziehen. 


Wahlkörper. 
§. 13. 

Auf Grundlage des Wähler-Verzeichnißes werden Wahlkörper gebilder. 

In Gemeinden, in welchen die Anzahl der Wähler 50 nicht überſteigt, werden 
zwei, in allen übrigen Gemeinden drei Wahlkörper gebildet. ? 

Zu dieſem Behufe ift die im Verzeichniße ausgeiviefene n 
im erſten Falle in drei gleiche Theile zu theilen. 

Werden nur zwei Wahlkörper gebildet, fo gehören jene wahlberechtigten Gemeinde- 
Mitglieder, welche nach der Ordnung, in welcher ſie verzeichnet ſind, die erſte Hälfte 
der Geſammt-Steuerſumme entrichten, in den erſten, alle übrigen in der zweiten 
Wahlkörper. ö b 

Werden drei Wahlkörper gebildet, ſo gehören diejenigen Wähler, welche nach 
der Ordnung, in welcher ſie im Verzeichniße eingetragen ſind, das erſte Drittel der 
Geſammt-Steuerſumme entrichten, in den erſten, diejenigen, welche das zweite 
Drittel entrichten, gehören in den zweiten, diejenigen endlich, welche das letzte Drittel 
entrichten, gehören in den dritten Wahlkörper. 
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Läßt ſich bei der Bildung der Wahlkörper die Geſammt-Steuerſumme nicht nach 
Erforderniß theilen, derart, daß der von einem einzelnen Wahlberechtigten gezahlte 
Betrag einem der Theile nicht ganz zugezählt werden kaun, fo iſt ein ſolcher Wahl— 
berechtigte demjenigen Wahlkörper beizuzählen, auf welchen der größere Theil der von 
ihm gezahlten Schuldigkeit entfällt. f 


Einreihung der ohne Rückſicht auf die Steuer wahlberechtigten Perſonen. 
§. 14. 

Die Ehrenbürger und unter den im §. 1 sub 2 angeführten Gemeinde Ange— 
hoͤrigen: die Weltgeiſtlichen der chriſtlichen Confeſſionen, die Vorſteher der Kloͤſter, 
die iſraelitiſchen Rabbiner, die Vorſteher der Lehranſtalten und die Profeſſoren, Advo— 
caten, Notare, Perſonen mit einem akademiſchen Grade, ſo wie die zur IX. oder zu 
einer höheren Diätenclaſſe gehörigen Hof-, Staats-, Landes-, offentlichen Inſtituts- und 
Fonds beamten, Offiziere und Militärparteien mit Offizierstitel gehören! in den 
erſten Wahlkörper, die übrigen im §. 1 sub 2. angeführten Perſonen ſind dem 
letzten Wahlkörper beizuzählen, ſoferne dieſelben mit Rückſicht auf den gezahlten 
Steuerbetrag nicht einem der höheren Wahlkörper angehören. ö 


Anzahl der durch einen jeden Wahlkörper zu wählenden Gemeinderäthe und Erſatzmänner. 
N 
Jeder Wahlkörper wählt ohne Rückſicht auf die Anzahl det in demſelben ſtim⸗ 
menden Wähler, bei zwei Wahlkörpern — die Hälfte, und wenn drei Wahlkörper 
vorhanden find — den dritten Theil der im §. 14 der Gemeinde-Ordnung feftge- 
festen Zahl von Gemelnderäthen und Erſatzmännern. N 


Weunigſtens zwei Drittheile der von einem jeden Wahlkörper gewählten Gemein— 
deräthe und Erſatzmänner müſſen der chriſtlichen Religion angehören. 


Wählerliſte. Reclamationen. 
8. 0 

Der Gemeinde-Vorſteher hat für jeden Wahlkörper einen abgeſonderten Ausweis 
über die in dieſen Körper gehörenden Wähler, d. i. eine Wählerliſte zu verfaſſen. 

Dieſe Wählerliſten ſind ſammt dem Wähler-Verzeichniße (§. 12) ſpäteſtens 
vier Wochen vor den Wahlen im Amtslocale des Gemeinde-Vorſtandes aufzulegen; 
jedem Gemeindegliede ſteht die Einſicht in dieſelben frei. Die Auflegung der Liſten 
zur Einſicht iſt gleichzeitig in der Gemeinde mit Feſtſetzung einer Präcluſiofriſt von 
acht Tagen zur Einbringung von Reclamationen kundzumachen. 

1 > 

Eine Commiſſion, welche aus dem Gemeinde-Vorſteher als Vorſitzender und 

aus vier vom Gemeinderathe aus ſeiner Mitte gewählten Mitgliedern beſteht, hat 


über die vor Ablauf der vorgeſchriebenen Friſt eingebrachten Reclamatjonen binnen 
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drei Tagen zu entſcheiden und die von derſelben für zuläßig erkaunten Berichtigungen 
der Wählerliſten ungeſäumt vorzunehmen. 

Gegen einen abweiſenden Commiſſions beſchluß ſteht dem Rrclaimir enden das Recht 
der Berufung an die politiſche Bezirks behörde offen. Eine ſolche Berufung muß binnen 
drei Tagen nach der Verſtändigung des Reclamirenden von der abſchlägigen Entſchei⸗ 
dung bei der Commiſſion angebracht werden, welche dieſelbe der politiſchen Bezirks⸗ 
behörde ungefüumt vorzulegen hat. 

Das Erkenntniß der politiſchen Bezirksbehörde iſt für die eben im Zuge be⸗ 
findliche Wahl endgiltig. 4 

In der letzten Woche vor der Wahl darf in den Wäglerliſten keine Verände⸗ 
rung mehr ſtattfinden. 

Bei der erſten Wahl nach dem Inslebentreten der gegenwärtigen Wahlordnung 
wird in jenen Gemeinden, in welchen kein Gemeinderath beſteht, die Commiſſion aus 
dem Gemeinde-Vorſteher und aus vier vom Gemeinde-Vorſteher zu beruſenden wähl⸗ 
baren Gemeinde-Mitgliedern gebildet. 


Kundmachung des Wahltermines. 
r 
Späteſtens acht Tage vor den Wahlen iſtf vom Gemeinde-Vorſteher der Zeit- 
punct des Beginnes derſelben mit der Angabe bekannt zu machen, an welchen Orten, 
Tagen und zu welchen Stunden ſich jeder Wahlkörper zu verſammeln, und welche 
Anzahl Gemeinderäthe und Erſatzmaͤnner jeder Wahlkörper, zu wählen habe. Gleich- 


zeitig hat der Gemeinde-Vorſteher hievon an die politiſche Bezirksbehörde die Anzeige 
zu machen. 


Ueberwachung durch die politiſche Behörde. 
§. 18. 
Die politiſche Vezirksbehoͤrde hat darüber zu wachen, daß die Vorbereitungen 
zur Wahl derart rechtzeitig getroffen werden, daß mit Ablauf der Wahlperiode die 
neue Gemeinde-Vertretung ihre Wirkſamkeit beginnen könne. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Vornahme der Wahl. 


Wahlcommiſſton. 
§. 19. 
Die Wahl wird durch eine Wahlcommifſton geleitet, welche aus dem Ges 
meinde⸗ Vorſteher, oder einem der Beiſitzer oder Geſchworenen als Vorſitzenden, und 


aus vier vom Gemeinde-Vorſteher zugezogenen, die Bedingungen der Wählbarkeit be⸗ 
ſitzenden Wählern beſteht. 
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Die politiſche Bezirksbehörde kann zur Wahlhandlung einen Abgeordneten mit 
der Beſtimmung abſenden, die Befolgung des Geſetzes und die Aufrechthaltung der 
Ruhe und Ordnung wahrzunehmen. 


Reihenfolge der Wahlen in den Wahlkörpern. 
8. 20. 
Die Wahlkörper verſammeln ſich abgeſondert. 
Zuerſt wählt der dritte, hierauf der zweite, zuletzt der erſte Wahlkörper. 
Jeder Wähler kann aus der Geſammtheit der wählbaren Gemeinde- Mitglieder 
wählen, ohne Rückſicht darauf, zu welchem Wahlkörper ſie gehoren. 


Oeffentlichkeit. Eröffnung des Wahlactes. 
21. 


Die Wahlen finden öffentlich Statt. 

Vor dem Beginne der Abſtimmung hat der Vorſitzende der Wahlcommiſſion den 
verſammelten Wählern die in den §§. 9, 10 und 11 dieſer Wahlordnung enthal⸗ 
tenen Beſtimmungen über die Bedingungen der Wählbarkeit gegenwärtig zu halten 
ihnen die Vorſchriften über die Abſtimmung und Stimmzählung zu erklären und ſie 
aufzufordern, ihre Stimme nach freier Ueberzeugung und unabhängig von allen Ne— 
benrückſichten ſo abzugeben, wie es nach ihrem beſten Wiſſen und Gewiſſen das Ge⸗ 
meindewohl erfordert. 

Abſtimmung. 
8. 22. 

In jedem Wahlkörper ſtimmen zuerſt jene Mitglieder der Wahlcommiſſion, 
welche in dieſem Körper wahlberechtigt ſind. Hierauf werden durch ein Mitglied der 
Wahlcommiſſion die Wähler in der Reihenfolge, wie fie in der Wählerliſte einge- 
tragen ſind, zur Stimmgebung aufgerufen. 

Ein bei dem Aufrufe ſeines Namens abweſender Wähler darf erfi nach Ver— 
leſung der ganzen Wählerliſte die Stimme abgeben, und hat ſich deßhalb bei der 
Wahlcommiſſion zu melden. 


Mündliche oder ſchriftliche Abſtimmung. 
F. 23. 

Jedem Wähler ſteht frei, ſeine Stimme mündlich oder ſchriftlich abzugeben. 

Ein Wähler, welcher mündlich ſtimmt, hat die Perſonen, welche er zu Gemeinde— 
räthen, fo wie jene, welche er zu Erſatzmännern wählt, jedoch nur in ſolcher Zahl 
zu nennen, welche die Zahl der durch den betreffenden Wahlkörper zu wählendet. 
Gemeinderäthe und Erſatzmänner nicht überſteigt. 

Ein Wähler, welcher ſeine Stimmen ſchriftlich abgibt, hat auf einem Zette! 
verzeichnet abgeſondert die Namen der Perſonen, welche nach feinem Wunſche Ge: 
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meinderäthe, und abgeſondert die Namen der Perſonen, welche Erſatzmänner werden 
ſollen, in entſprechender Anzahl anzugeben. j 


Die Namen, welche die auf den betreffenden Wahlköorper entfallende Anzahl 
Gemeinderäthe und Erſatzmänner überſteigen, werden bei der Stimmzählung nicht 
gezählt. 

Eintragung der Stimmen. 
F. 24. 
Bei der mündlichen Stimmgebung hat der Schriftführer in die Stimmliſte 


ſogleich in Gegenwart des Wählers neben deſſen Namen die von ihm angegebenen 
Namen einzutragen. 


Gleichzeitig werden die durch die Stimmenden angegebenen Namen in der Gegen- 
liſte derart verzeichnet, daß der zum erſten Male genannte Name in dieſelbe einge— 
tragen, und mit jeder folgenden Nennung bie n demſelben! die fortlaufende 
Zahl 2, 3 u. ſ. f. beigeſetzt wird. 


Bei der Stimmgebung mittelſt Stimmzetteln hat der Schriftführer in der 
Stimmliſte neben dem Namen des Wählers anzumerken, daß von demſelben der 
Stimmzettel abgegeben wurde. 


Die Stlmmzetteln find bis zur Slimmzählung in dem Gefüße, in welches, die 
ſelben von den Wählern hineingelegt werden, aufzubewahren. 


Schluß ber Abſtimmung. Stimmzählung. 
I §. 25. 


Sobald von allen anweſenden Wählern, welche dem eben wählenden Wahlkorpei 
ungehören, ihre Stimmen entgegengenommen wurden tft von dem Vorſitzender b det 
Wahlcommiſſion die Stimmgebung für geſchloſſen zu erklären, worauf die Commis— 
ſion bezüglich der mündlichen Stimmgebung die beiden geführten Liſten mit einander. 
bezüglich der Stimmgebung durch Zetteln die Zahl der abgegebenen Stimmzetteln 
mit der Stimmliſte zu vergleichen hat. 

Die Commiſſion hat ſogleich über die durch allenfalls wahrgenommene Irrungen 
entſtandenen Zweifel zu entſcheiden und ſchreitet ſodann zur Stimmzählung. 

Behufs Zählung der ſchriftlich abgegebenen Stimmen hat ein Mitglied der Com— 
miffton die auf den Stimmzetteln verzeichneten Namen zu verleſen; ein zweites Mit⸗ 
glied dagegen hat den zum erſten Male genannten Namen einzutragen und bei jeder 
folgenden Nennung desſelben Namens die fortlaufende Zahl 2, 3 u. f. f. beizuſetzen. 

Das Ergebniß der Stimmzählung iſt auf der Stimmliſte erſichtlich zu machen, 
und die Lifte iſt von dem Vorſitzenden und !den Mitgliedern der Commiſſton zu 
unterfertigen. g 
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ig 
In jedem Wahlkörper find Diejenigen, welche zu Gemeinderäthen die meiſten 
Stimmen erhalten haben, als Gemeinderäthe, und Jene, welche zu Erſatzmännern die 
meiſten Stimmen erhielten, als Erſatzmänner anzufehen, 


Wenn bei gleicher Anzahl der erhaltenen Stimmen ein Zweifel entſteht, wer 
als Gemeinderath oder Erſatzmann anzuſehen ſei, ſo entſcheidet das Los. a 


Einrückung in die erledigte Stelle. 
SER 
Wenn der gewählte Gemeinderath oder Erſatzmann die Erforderniſſe der Wähl⸗ 
barkeit nicht beſitzt oder die Wahl nicht annimmt, ſo hat an ſeine Stelle Derjenige 
einzutreten, welcher in dem betreffenden Wahlkörper nach den gewählten Gemeinde— 
räthen oder beziehungsweiſe nach den gewählten Erſatzmännern die meiſten Stimmen 
erhalten hat. Durch eine ſolche Vertretung wird jedoch Derjenige, welcher die Wahl 


ablehnt, von der Geldbuße nicht befreit, ſobald auf ihn die Beſtimmung des § 20 
der Gemeindeordnung Anwendung findet. a 


§. 28. 

Wenn die Zahl der in einem Wahlkörper gewählten, dem ber Glaubens⸗ 
bekenntniſſe nicht angehörigen Gemeinderäthe oder deren Grfaßmänner ein Drittheil 
der Anzahl aller auf dieſen Wahlkörper entfallenden Gemeinderäthe oder Ert ner 
überſteigt, ſo haben unter den dem chriſtlichen Glauebensbekenntniſſe nicht angehören— 
den Gewählten diejenigen in Abfall zu kommen, welche die wenigſten Stimmen er- 
hielten, und au deren Stelle haben diejenigen der Chriſten einzutreten, welche nach 
den gewählten Chriſten die meiſten Stimmen erhielten. 


Ungiltige Stimmen. Wahl des Erſatzmannes als Gemeinderath. 
§. 29. 


Die Namen der in einem Wahlkörper, welcher bereits geſtimmt har, Gewählten, 
find in dem Wahlkörper, welcher erſt zu ſtimmen hat, vor dem Beginne nder Ab— 
ſtimmung bekannt zu geben. 


Stimmen, welche auf einen in einem anderen Wahlkoͤrper bereits gewählten 
Gemeinderath, ebenſo die Stimmen, welche bei der Abſtimmung zu Erſatzmännern 
auf einen in einem anderen Wahltörper bereits gewählten Erſagmann fallen, werden 
nicht gezählt. 


Wird ein bereits gewählter Eiſatzmann von einem ſpäter ſtimmenden Wahl— 
körper zum Gemeinderathe gewählt, ſo hat an ſeine Stelle als Erſatzmann Derjenige 
einzutreten, der nach ihm in dem betreffenden Wahlkörper die meiſten der für Erſatz⸗ 
männer abgegebenen Stimmen erhalten hat. 30 
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Schluß des Wahlacles. Außerkraftſetzung von Wahlen. 
. 

Iſt die Wahl in allen Wahlkörpern vollendet, fo hat die „Wahlcommiſſion die 
Stimmliſten ſammt den Stimmzetteln, falls ſolche abgegeben wurden, dem Gemeinde— 
Vorſtande zur Aufbewahrung zu übergeben. 

Der Gemeinde-Vorſteher kündet in der Gemeinde die Namen der Gewählten 
und legt ein Verzeichniß dieſer Namen der politiſchen Bezirksbehörde vor. 

Die politiſche Bezirksbehörde hat Wahlen, welche auf Perſonen gefallen ſind, die 
die Bedingungen der Wählbarkeit §§. 9, 10 und 11 nicht beſitzen, als geſetzwidrig 
binnen 14 Tagen, unter Offenlaſſung des Recurſes an die Statthalterei, außer Kraft 
zu ſetzen. 

‚Einwendungen gegen das Wahlverfahren. 
'$. 31. 

Einwendungen gegen das Wahlverfahren find binner acht Tagen nach Beendi— 
gung der Wahlen bei dem Gemeinde-Vorſteher einzubringen, welcher dieſelben binnen 
drei Tagen der Statthalterei zur endgiltigen Entſcheidung vorzulegen hat. 

Werden binnen acht Tagen keine Einwendungen eingebracht, oder die eingebrach— 
ten als unſtatthaft zurückgewieſen, ſo hat der neugewählte Gemeinderath zur Wahl 
des Gemeinde⸗Vorſtandes zu ſchreiten. 


H. Hauptſtück. 
Von der Wahl des Gemeinde -Vorſtandes. 


Berufung zur Wahl. 
$. 32. ur 

Ueber Berufung des an Jahren älteſten Mitgliedes des neugewählten Gemeinde— 
rathes haben ſich die Mitglieder des Letzteren am feſtgeſetzten Tage und zur feſtge⸗ 
ſetzten Stunde zur Wahl des Gemeinde-Vorſtandes zu verſammeln. 

Jeue Mitglieder des Gemeinderathes, die entweder gar nicht erſcheinen, oder vor 
Beendigung der Wahl ſich entfernen, ohne ihre Abwefenheit hinreichend zu entſchul— 
digen, verfallen in eine Geldbuße, welche der Wenne bis zur Höhe von Zwanzig 
Gulden bemeſſen kann. 

Gegen die Verhängung dieſer Strafe ſteht der Recurs an den Bezirksaus⸗ 
ſchuß offen. 

Die verhängten Geldſtrafen fließen zu Gunſten der Ortsarmen, oder in den Un⸗ 
terſtüznugsfond der Gemeinde. 


101 


Verſtändigung der politiſchen Bezirksbehörde. 
a 
Der Vorſteher der politiſchen Bezirksbehörde iſt berechtigt, zur Warnehmung 
der Geſetzlichkeit des Vorganges entweder ſelbſt dem Wahlacte beizuwohnen, oder 
hiezu ſeinen Abgeordneten zu entſenden. 
Der Gemeinde- Vorſteher hat daher dem Vorſteher dieſer Behörde von dem 
Tage und der Stunde des Wahlactes rechtzeitig die Anzeige zu erſtatten. 


Leitung der Wahl. 
§. 34. 
Die Wahl wird durch das an Jahren älteſte Mitglied des neugewählten Ge⸗ 


meinderathes, unter Zuziehung zweier von ihm berufenen Mitglieder geleitei. 
2 
Wählbarkeit und Ausnahmen hievon. 


§. 35. 

Nur Mitglieder des Gemeinderathes ſind zu Mitgliedern des Gemeinde-Vorſtan⸗ 
des wählbar. 

Es kann jedoch nicht gewählt werden: 

1. Wer in der Gemeinde nicht den bleibenden Wohnſitz hat. 

2. Wer als Hof-, Staats-, Landes- oder öffentlicher Inſtituts- oder Fondsbe⸗ 
amte und Diener in activer Dienſtleiſtung ſteht. 

3. Wer mit einem bereits gewählten Mitgliede des Gemeinde Vorſtandes im 
erſten oder zweiten Grade verwandt oder verſchwägert iſt. 

4. Geiſtliche welch' immer Confeſſion und Lehrer der Ortsſchulen. 

Zum Gemeinde-Vorſteher oder deſſen Stellvertreter kann nicht gewählt werden, 
wer nicht einer chriſtlichen Confeſſion angehört. 


— Bedingungen der Giltigkeit der Wahl. Art der Beſtimmung. 
-$. 36. 

Zur Giltigkeit der Wahl iſt die Anweſenheit von mindeſtens drei Viertheilen 
ſämmtlicher Gemeinderaths- Mitglieder und die abſolute Stimmenmehrheit der Au⸗ 
weſenden erforderlich. 

Der Gemeinderath beſtimmt, ob die Abſtimmung mündlich oder mittelſt Stimm— 
zetteln vorgenommen werden ſoll. 

In jedem Falle ſteht einem des Schreibens nicht kundigen Gemeinderaths⸗ Bar 
gliede frei, feine Stimmen mündlich abzugeben. 

Bei der Eintragung und Zählung der Stimmen haben die in den SS „24 und 
25 enthaltenen Beſtimmungen in Anwendung zu kommen. 

20* 


Wahl des Gemeinde-Vorſtehers 
§. 37. 

Zuerſt iſt die Wahl des Gemeinde Vorſtehers vorzunehmen. 

Erhält bei der erſten Abſtiuumung Niemand die abſolute Stimmenmehrheit, 
ſo iſt eine zweite Abſtimmung vorzunehmen, und wird auch bei der zweiten Abſtim— 
mung eine abſolute Mehrheit nicht erzielt ſo iſt zur Wahl zwiſchen Zweien 
zu ſchreiten. N 

Bei der Wahl zwiſchen Zweien darf nur für jene zwei Gemeinderaths-Mitglie— 
der geſtimmt werden, welche bei der zweiten Abſtimmung die meiſten Stimmen erhal— 
ten haben. Bei Gleichheit der erhaltenen Stimmen entſcheidet das Los, welcher von 
ihnen in die Wahl zwiſchen Zweien einzubeziehen iſt. Jebe Stimme, die bei der 
dritten Abſtimmung auf ein in die engere Wahl nicht gebrachtes Mitglied fällt, if 
ungiltig. 4 

Im Falle der Stimmengleichheit bei der Wahl zwiſchen Zweien entſcheidet 
das Los. 


Wahl der Beiſitzer oder Geſchworenen. 
§. 38. 
Sobald der Gemeinde- Vorſteher gewählt iſt, hat der Gemeinderath zur Wahl 
der übrigen Mitglieder des Gemeinde-Vorſtandes zu ſchreiten. 
Die Abſtimmung für jedes einzelne . des 1 W ie T 
auf die im §. 37 vorgeſchriebene Art. 


e, Wahl. 
F. 39. 
Wird zum Mitgliede des Sins Borſtandet ein ſolches 3 Mit⸗ 
glied gewählt, welches nach §. 39 nicht gewählt werden darf, "fo iſt deſſen Wahl 
ungiltig und ſogleich eine neue Wahl vorzunehmen. 


Wahl des Stellvertreters des Gemeinde-Vorſtehers. 
§. 40. 

Nach vollzogener Wahl der Mitglieder des Gemeinde-Vorſtandek har der Ge— 
meinderath zur Wahl des Stellvertreters des Gemeinde-Vorſtehers aue u den Mitte 
der Beifiger oder Geſchworenen auf die im §. 37 vorgeſchriebene Art unverzüglich 
zu ſchreiten. 

Eintragung in das Beſchluß-Protokoll Verſtändigung der Behörden. N 
EM * 

Das Ergebniß der Wahl des Gemeinde-Vokſtandes iſt in das Beihluß - Bros 

tokoll einzutragen, und daſelbſt mit den Unterſchriften des Leiters der Wahl, ſo wie 
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aller ſtimmenden Gemeinderäthe zu bekräftigen, und ſofort ſowohl der politiſchen 
Bezirksbehörde, als auch dem Bezirksausſchuſſe bekannt zu geben. 


R Ergänzungswahlen. 
S. 42. 

Die in den SS. 32 39 enthaltenen Vorſchriften kommen auch bei den Wahlen 
in Anwendung, welche im Laufe der Wahlperiode in Folge der Erledigung der Stelle 
des Gemeindevorſtehers oder eines anderen Mitgliedes des Gemeinde- Vorſtandes vor⸗ 

genommen werden. 

Im erſten Falle hat der Stellvertreter des Gemeinde-Vorſtehers, im zweiten 
Falle der Gemeinde-Vorſteher den Gemeinderath zu berufen und die Wahlhandlung 
zu leiten. 


Nr 20. 
Ge ſſ etz, 


giltig für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, 
Über die Gutsgebiete. 


Mit Zuftimmung des Landtages Meines Köntgreiches Galizien und Lodomerien 
ſammt dem Großherzogthume Krakau finde Ich zu verordnen, wie folgt: 


Gutsgebiete. 
F. 1. 
Ein vormals herrſchaftl icher, gegenwärtig nicht zum Gemeindeverbande gehort 
ger Grundbeſitz iſt auch fernerhin von dem Gemeindeverbande geſondert zu belaſſen. 
Jeder ſolche von dem Gemeindeverbande geſchiedene Grundbeſitz bildet das Guts— 
gebiet. Der innerhalb der Gemarkung einer „Stadt gelegene herrſchaftliche Beſitz 
jedoch iſt in den Gemeindeverband dieſer Stadt einzubeziehen. 


Einverleibung in die Gemeinde. 
§. 2. 

Ein Gutsgebiet kann über V Verlangen des Beſtzers und mit Zuſtimmung der 
Gemeinde in die Gemeinde einverleibt werden, wenn der Beſitzer des Gutsgebietes ein 
ſolches Verlangen bei der politiſchen Bezirksbehöͤrde binnen 60 Tagen, vom Tage 
der Kundmachung dieſes Geſetzes an gerechuet, einbringt, oder wenn gegen ein ſolches, 
nach Ablauf der oben feſtgeſetzten Friſt eingebrachtes Verlangen weder die politiſche 


Landesſtelle aus öffentlichen Rückſichten, noch der Landesausſchuß eine Einwendung 
erhebt. 


10% 
Uebereinkommen mit der Gemeinde 
§. 3. 
Der Beſitzer eines Gutsgebietes, welcher dieſe Einverleibung verlangt, kann über 
das Ausmaß der Laſten und über die Art der Leiſtung der Verpflichtungen, welche 


aus dem Gemeindeverbande auf das Gutsgebiet entfallen mit der Gemeinde ein 
Uebereinkommen treffen. | ; 


Zur Giltigkeit eines ſochen Uebereinkommens iſt die Beſtätigung oer politiſchen 
Landesſtelle in Einverſtändniße mit dem Landesausſchuſſe erforderlich. 


Verfügung der Einverleibung 
§, A. 
Sobald die im §. 2 angegebenen Bedingungen erfüllt werden, hat die politiſche 
Landesſtelle im Einverſtändniße mit dem Landesausſchuſſe die Einverleibung des Guts 
gebietes in die Gemeinde zu verfügen. 


Ausſcheidung des einverleibten Grundbeſitzes. 
8. 5. 
Die Ausſcheidung eines in dem Gemeindeverband einverleibten, vormals herr⸗ 
ſchaftlichen Grundbeſitzes, kann nur im Wege eines Landesgeſetzes erfolgen. 


§. 6. 
Den Gläubigern, welche auf dem Grundbeſitze ein Hypothekarrecht haben, oder 
den Perſonen, auf welche dieſer Grundbeſitz im Wege der Anwartſchaft übergehen 
ſoll, fteht kein Einfluß auf die Entſcheidung der Frage zu, ob dieſer Grundbeſitz von 


dem Gemeindeverbande geſondert zu belaſſen, oder demſelben einzuverleiben, oder auch 
ob der der Gemeinde einverleibte Grundbeſitz aus derſelben auszuſcheiden ſei. 


Wirkungskreis des Gutsgebietes. 


„ 
Das Gutsgebiet hat innerhalb feines Umfanges sale Pflichten und Leiſtungen 
einer Gemeinde zu erfüllen. 


In Wirths⸗ und Schankhauſern jedoch, welche ſich auf den mit dem übrigen 
Complexe des Gutsgebietes nicht angrenzenden Parcellen befinden, gehört die Aus⸗ 
übung der Orts polizei zur Gemeinde. 


Vorſteher. 


F. 8. 


Auf jedem Gutsgediete beſteht für die Beſorgung der den Gutsgebieten durch 
die Geſetze zugewieſenen Geſchäfte ein Vorſteher. 
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Der Beſitzer des Gutsgebietes kaun das Amt des Vorſtehers entweder ſelbſt 
übernehmen, oder unter ſeiner Haftung dieſes Amt an eine dritte Perſon übertragen. 

Die Mitbeſitzer haben einen von ihnen, oder einen Dritten als Vorſteher zu 
beftellen. 

Für nichteigenberechtigte Perſonen übt die obigen Rechte der geſetzliche Vertreter 
derſelben aus. 


§. 9. 


Es kann auch für mehrere Gutsgebiete nur ein Vorſteher beſtellt werden, wenn 
dieſelben in einem und demſelben Bezirke liegen. 


Perſönliche Erforderniſſe. 
§. 10. 

Vorſteher darf nur Derjenige fein, welcher öſterreichiſcher Staatsbürger und eigen— 
berechtigt iſt, und welchem keiner der in den §§. 3 und 11 der Gemeinde-Wahl⸗ 
ordnung bezeichneten Ausſchließungsgründe entgegenſteht. 

Der Vorſteher muß in einem den Erforderniſſen der Geſchäftsführung entſpre⸗ 
chenden Orte feinen bleibenden Wohnſitz haben. 


Beſtellung durch die Staatsverwaltung. 
Sr, 

Der Name und der bleibende Wohnſitz des Vorſtehers iſt der politiſchen Bezirks- 
behörde und dem Bezirksaus ſchuſſe anzuzeigen. e | 

Wenn der Vorſteher die nach §. 10 geforderten Eigenſchaften nicht beſitzt, fo 
hat die politiſche Bezirksbehörde den Beſitzer des Gutsgebietes zur Beſtellung eines 
anderen Vorſtehers aufzufordern, und wenn der Befiger dieſer Aufforderung ungeachtet 
wiederholter Mahnung nicht entſpricht, oder überhaupt in der von der Behörde feit- 
geſetzten Friſt den Vorſteher nicht namhaft macht, ſo hat die politiſche Bezirksbe⸗ 
hörde auf Koſten und Gefahr des Beſitzers einen Vorſteher zu beſtellen. 


7 


Angelobung an Eidesſtatt. 
8,12. 
Der Vorſteher hat in die Hände des Vorftehere der politiſchen Bezirksbehörde 
die für die Gemeinde» Vorfteher ($. 23 Gemeindegeſetz) vorgeſchriebene Angelobung 
an Eidesſtatt zu leiſten. 


Wirkungskreis des Vorſtehers. 
§. 13. 
Im Zwecke der Beſorgung der dem Gutsgebiete zugewieſenen Angelegenheiten 
tritt der Vorſteher in den Wirkungskreis des Gemeinde-Vorſtehers, und hinſichtlich 
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der Ortspolizei auch in die dem Gemeinderathe nach §. 32 des Gemeindegeſetzes zu: 
ſtehenden Rechte ein. Das dem Gemeinde- Vorſteher durch das Gemeindegeſetz zuer— 
kannte Strafrecht kommt jedoch dem Vorſteher, des Gutsgebietes nicht zu dieſes 
Recht wird von der politiſchen Bezirksbehörde geübt. 


§. 14. 
Der Vorſteher vertritt das Gutsgebiet nach Außen in allen den Gutsgebieten 
nach den Geſetzen zugewieſenen Angelegenheiten. 
Wenn jedoch der Beſitzer des Gutsgebietes ſelbſt nicht zugleich Vorſteher desſel— 


ben iſt, fo kann der Vorſteher ohne Einwilligung des Beſitzers keine bleibenden Ver⸗ 
pflichtungen für dieſes Gutsgebiet übernehmen. 


Verluſt des Amtes. 
§. 15. 

Der Beſitzer des Gutsgebietes kann Denjenigen, welcher an ſeiner Stelle das Amt 
des Vorſtehers beſorgt, jederzeit hievon entheben, hat jedoch davon der politiſchen 
Bezirksbehörde und dem Bezirksausſchuſſe die Anzeige zu erſtatten. 

Der Vorſteher wird ſeines Amtes verluſtig, wenn ein Umſtand eintritt oder bekannt 
wird, wegen welchem derſelbe zur Uebernahme des Amtes nicht hätte zugelaſſen wer— 


den können, er kann jedoch nach Behebung des Hindernißes das Amt wieder über⸗ 
nehmen. 


Wegen grober Verletzung oder fortdauernder Vernachläſſigung feiner Pflichten 
kann der Vorſteher von der politiſchen Bezirksbehörde im Einvernehmen mit dem 
Bezirksausſchuſſe vom Amte ſuſpendirt, und von der politiſchen Landesſtelle im Ein- 
vernehmen mit dem Landesausſchuſſe ſeines Amtes entſetzt werden. 


. Beftreitung der Auslagen. 
$. 16. 


Das Gutsgebiet hat alle mit feinen Verpflichtungen verbundenen Auslagen zu 
tragen, inſoweit die Geſetze dieſe Auslagen nicht andern Perſonen auferlegen. 

Die bleibenden oder zeitlichen Bewohner des Gutsgebietes dürfen wegen dieſer 
Auslagen nur inſoferne zu Ausgaben und Leiſtungen verhalten werden, als ſie hiezu 
aus privatrechtlichen Titeln oder Kraft ſpecieller Geſetze verpflichtet erſcheinen. 


Haftung. 
§. 17. 


Das Gutsgebiet iſt für die Erfüllung der nach den Geſetzen demſelben obliegen⸗ 
den Verpflichtungen verantwortlich. 
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Ueber die gegenüber dem Gutsgebiete aus dem Titel dieſer Haftung bergeleiteten 
Anſprüche erkennt die politiſche Bezirksbehörde im Einvernehmen mit dem Bezirks— 
ausſchuſſe, und in zweiter und letzter Inſtanz die politiſche Landesſtelle im Einver: 
nehmen mit dem Landes ausſchuſſe. 
Die rechtskräftigen Erkenntuiſſe werden im adminiſtrattven Wege vollzogen. 
| Bẽebördliche Abbilfe. 
| . 
Wenn der Vorſteher ſich weigert oder ungeachtet erfolgter Mahnung es unter⸗ 
läßt, die dem Gutsgebiete geſetzlich obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen, ſo hat 


die politiſche Bezirksbehörde auf Koſten und Gefahr des Gutsgebietes die zur Abhilfe 
entſprechenden Maßregeln zu treffen. 


Unterſtellung unter die Behörden. 
§. 19. 


In Anſehung der Unterſtellung des Gutsgebietes unter die landes fürſtlichen 
Beherden und unter die Bezirks- oder Landesvertretung, ſon wie ir Anſehung! der 
Berufungen gegen ſeine Verfügungen und Entſcheidungen finden nach der Analogie 
die Beſtimmungen der Gemeinde-Ordnung ihre Anwendung. 


m F. 20. 
Mein Staatsminiſter iſt mit der Vollziehung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Wien am 12. Auguſt 1866. 


{ 14 
7 


Franz Joſef m. p. 


Beleredi m. p. 


Auf Allerhöchſte Anordnung: 
Bernhard Nitter von Meyer m. p. 
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Nr. 21. 
Geſetz 


wirkſam für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, 
über die Bezirksvertretung und über die Bezirfs : Wahlordnung, 

Mit Zuſtimmung des Landtages Meines Königreiches Galizien und Lodomerien 
um dem Großherzogthume Krakau, finde Ich auf Grundlage des Geſetzes vom 

5. März 1862 Nr. 18 des R. G. Bl. das angeſchloßene Geſetz über die Bezirks⸗ 
We und die mit demſelben im Zuſammenhange ſtehende Bezirks- Wahlordnung 
zu erlaſſen und zu verordnen, wie folgt: 
Artikel 1. 

Das gegenwärtige Geſetz über die Bezirksvertretung und die mit demſelben im 
Zuſammenhange ſtehende Bezirks-Wahlordnung haben mit dem Zeitpunte in Wirkſam— 
keit zu treten, ſobald die neuen eee neee kraft des Oeſebes vom 12. 
Auguſt 1866 gewählt ſind. 

Artikel II. a 
Mein Staatsminiſter iſt mit der Durchführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Wien am 12. Auguſt 1866. 


Franz Joſef m. p. 


Beleredi m. p. 


Auf Allerhöchſte Anordnung: 
Bernhard Ritter von Meyer m. p. 
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1. 
Geſetz über die Bezirksvertretung 


für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Groß: 
herzogthume Krakau. 


Hauptſtück. 
Von der Beſtellung der Bezirksvertretung, 


Im Allgemeinen. 
8.719 
Im Königreiche Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau 
werden Bezirks vertretungen beſtellt. Die Bezirks vertretung beſteht aus dem Bezirks— 
rathe und dem Bezirks ausſchuſſe. 


Gebiet, auf welches ſich der Wirkungskreis der Bezirksvertretung erſtreckt. 

Der Wirkungskreis der Bezirks vertretung erſtreckt ſich auf alle im Bezirke b. 
findlichen Gemeinden und Gutsgebiete. 

Diejenigen Gemeinden, welche eigene Statuten haben, ſtehen zwar in ihren Ge— 
meinde⸗Angelegenheiten unter dem Landes - Ausſchuſſe, beziehungsweiſe Landtage, und 
rückſichtlich des übertragenen Wirkungskreiſes unter der politiſchen Landesſtelle, in 
allen anderen, in den Wirkungskreis der Bezirksvertretung gehörigen Angelegenheiten 
find fie jedoch im Bezirks verbande begriffen. 

Die Landeshauptſtadt Lemberg und die Stadt Krakau ut, in jeder Beziehung 
von dieſem Verbande ausgenommen. 

F. 3. 

Nach Ablauf dreier Jahre ſeit der Einführung der Bezirksvertretungen kann das 
Gebiet, auf welches ſich der Wirkungskreis dieſer Vertretungen erſtreckt nur im Wege 
eines Landesgeſetzes geändert werden. 


Sitz der Bezirksvertretung. 
18. 4. | 
Der Amtsort der politiſchen Bezirksbehörde iſt auch der Sitz der Bezirksbertretung. 


21° 
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Zuſammenſetzung des Bezirks rathes. 
9. 


Der Bezirksrath beſteht aus Vertretern der nachſtehenden, nach Intereſſen gebil— 
deten Gruppen: 


a) 
b) 
0) 
d) 


des großen Grundbeſitzes; 

der Höchſtbeſteuerten der Induſtrie und des Handels; 
der Stadtgemeinden; 

der Landgemeinden, 


inſoweit dieſe Gruppen im Bezirke vorhanden ſind. 


§. 6. 


Zur erſten Gruppe (§. 5 a) gehort der im Bezirke liegende landtäfliche Grundbeſitz. 

Zur zweiten Gruppe ($. 5 b) gehören diejenigen Inhaber einer im Bezirke 
betriebenen Induſtrie⸗, Bergwerks- oder Handels ⸗Unternehmung, welche von dieſer Unter 
nehmung und von den dazu gewidmeten Realitäten an directen Steuern ohne auper- 
ordentlichen (Kriegs-) Zuſchlag wenigſtens Ein Hundert Gulden entrichten. 

Zur dritten Gruppe (§. 5 c) gehören alle im Bezirke gelegenen Städte und 
Märkte, welche gegenwärtig als ſolche geſetzlich anerkannt ſind. 

Zur vierten Gruppe (§. 5 d) gehören alle übrigen Gemeinden des Bezirkes. 


Zahl der Mitglieder des Rathes. 
§. 7. 


Der Bezirksrath beſteht aus 26 Mitgliedern. 


Vertheilung der Mitgliederzahl des Rathes auf Gruppen. 
§. 8. 


Die Geſammtzahl der zu wählenden Mitglieder des Bezirksrathes iſt unter die 
im Bezirke vorhandenen Gruppen nach dem Verhältniße zu verthellen, in welchem der 
Geſammtbetrag der directen Steuern im Bezirke zu der von jeder einzelnen Gruppe 
entrichteten directen Steuerſumme ſteht. 5 
Hiebei ſind jedoch nachſtehende Regeln zu beobachten: 


a) 


b) 


Bei der Gruppe des großen Grundbeſitzes find nicht nur die auf demſelben 
laſtenden direeten Steuern (von Grundſtücken, Gebäuden, der Propination 
u. dgl.), ſondern auch die directen Steuern von den auf dieſen Beſitzungen 
betriebenen Induſtrie-, Bergwerks- und anderen Unternehmungen, jedoch mit 
Ausnahme derjenigen Steuern in Anſchlag zu bringen, welche von dritten 
Perſonen gezahlt und in der Gruppe der Höchſtbeſteuerten der Induſtrie und 
des Handels veranſchlagt werden. 

Wenn die Steuerquote der zur Gruppe der höchſtbeſteuerten der Induſtrie 
und des Handels gehörigen Perſonen nicht die Hälfte jener Quote erreicht, 
welche ſich aus der Theilung der Geſammtſumme der directen Steuern im 
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Bezirke durch die im §. 7 angegebene Mitgliederzahl des Bezirksrathes er⸗ 
gibt, fo hat dieſe Gruppe kein beſonderes Mitgliet des Be zirksrathes zu 
wählen, und es ſind die von derſelben enteichteten Steuern nach den Orten, 
in welchen die Unternehmungen betrieben werden, bei der Gruppe der Städte 
und Märkte, oder bei der Gruppe der Landgemeinden, oder auch bei der Gruppe 
des großen Grundbeſitzes zu veranſchlagen. 

e) Die Gruppe der Städte und Märkte hat ohne Rückſicht auf die von derſelben 
entrichtete Steuerquote wenigſtens Einen Vertreter zu wählen, wenn auch nur 

eine einzige Stadt oder nur ein einziger Markt im Bezirke vorhanden ift. 

d) In der Gruppe der Städte und Märkte, ſowie in der Gruppe der Landge— 
meinden ſind nur jene Steuerquoten zu veranſchlagen, welche nicht ſchon in 
den Gruppen des großen Grundbeſitzes und der Höͤchſtbeſteuerten der Induſtrie 
und des Handels in Rechnung gebracht worden ſind. 

e) Die auf eine Gruppe entfallende Anzahl von Mitgliedern des Bezirksrathes 
darf niemals Zwölf überſteigen. 

Wenn aber nur zwei Wahlberechtigte Gruppen im Bezirke vorhanden ſind, ſo 
hat jede von ihnen die Hälfte der Mitglieder des Bezirksrathes zu wählen. 


§. 9. 

Befindet ſich unter den Stadtgemeinden im Bezirke eine Stadt, welche für ſich 
einen Landtags- Abgeordneten wäult, fo iſt die auf die Gruppe der Stadtgemeinden 
entfallende Anzahl von Mitgliedern des Bezirksrathes unter dieſe Stadt und die 
übrigen Stadtgemeinden nach dem Verhältniße der directen Steuerſumme zu vertheilen. 
welche durch die gedachte Stadt einerſeits und die übrigen Stadtgemeinden andererſeits 


entrichtet wird. 
10. 


Auf Grund der Beſtimmungen der §§. 8 und 9 bat der Statthalter, im Ein: 
verſtändniße mit dem Landesſchuſſe, für jede Wahlperiode in Voraus die Vertheilung 
der Anzahl der Mitglieder des Bezirksrathes zu bewirken. 


Wahl des Bezirksrathes. 
. R 
Die näheren Beſtimmungen über die Wahl der Mitglieder des DBezirfärathes find 
in der Bezirks⸗ Wahlordnung enthalten. 
Bevollmachtigte. 
. 12 
Die dem Bezirksrathe angehörenden Großgrundbeſttzer und Hoöchſtbeſteuerten der 


Induſtrie und des Handels, welche im Bezirke den bleibenden Wohnſttz nicht haben, 
können ſich in dieſem Rathe durch Bevollmächtigte vertreten laſſen 
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Der Bevollmächtigte kann nur Eine Perfou vertreten. „Bevollmächtigter darf 
Niemand ſein, wer nicht wählbar iſt, oder wer bereits dem Bezirksrathe angehört. 


ln und Wahl des Weiten wafthuſſess 
N ug. 6. 
Der Bezirksausſchuß beſteht aus den Präſes, und mit Inbegrif des Zee 
Stellvertreters aus ſechs anderen Mitgliedern 
Die Mitglieder des Jam» haben 3 zu erhalten. 
Die Beſtimmungen über die Wahl des Präſes, der Mitglieder der Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes und deren Erſatzmäuner ſind in ber Bezirkswahlordnung enthalten. 
Die Wahl des Präſes und deſſen Stellvertreters bedarf der tatfeclichen Be— 
ſtätigung. f 8 
Wahlperiode 
§. 14. 
Der Bezirksrath wird auf drei Jahre gewählt. 
Den im § 53 vorgeſehenen Fall ausgenommen, hat der Bezirksrath ſeine! 
Wirkſamkeit bis zum Eintritte des neugewählten Rathes fortzuſetzen. 
Der Bezirksausſchuß wird auf die ganze Wahlperiode des Bezirksrathes gewäh't 
und verbfeitt in der Amtswirkſamkeit bis zum Eintritte des neuen Ausſchuſſes. 


Ergänzungswahlen in den Rath 
S. AA. 
An Stelle eines Mitgliedes des Bezirksrathes, welches vor Ablauf der Wahl— 
periode ausſcheidet, iſt unverzüglich aus der Gruppe, welcher dasſelbe angehörte, für 
die übrige Dauer der Wahlperiode ein neues Mitglied in den Bezirksrath zu wählen. 


Berufung von Erſatzmännern und Erganzungswahlen in den Ausſchuß. 
§. 16. ee 

Wenn ein Ausſchußmitglied mit Tod abgeht, oder durch längere Zeit in der Er— 
füllung der Pflichten verhindert iſt, ſo wird dasſelbe durch ſeinen eigentlichen Erſatz⸗ 
mann vertreten. 

An die Stelle eines durch den ganzen Bezirksrath gewählten Mitgliedes kann 
der Ausſchuß, im Falle der eigentliche Erſatzmann die Vertretung nicht übernimmt, 
einen anderen von den durch den ganzen Bezirksrath gewählten Grfagmännern berufen 
(§. 33 der Bezirks - Wahlordnung). , 

Ein bleibend abgängiges Ausſchußmitglied hat der Bezirksrath bei der nächſten 
Verſammlung durch eine Neuwahl für die übrige Dauer der Wahlperiode zu erſetzen. 

Kommt der Präfes oder diffen Stellvertreter bleibend in Abgang, ſe han, der 
Bezirksrath längſtens binnen 30 Tagen für die übrige Dauer der Wahlperiode ein 
Neuwahl vorzunehmen. 
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Angelobung an Eidesſtatt. 
§. 17. 
Der Präſes und deſſen Stellvertreter haben in die Hände des Statthalters oder 
deſſen Abgeordneten an Eidesſtatt zu geloben: „daß fie Sr. k. k. Apoſtoliſchen Ma- 
jeſtät treu und gehorſam ſein, die Geſetze beobachten und ihre Pflichten gewiſſenhafe 
erfüllen werden.“ 8 

Dieſelbe Angelobung haben auch die übrigen Mitglieder des Ausſchuſſes in die 
Hände des Präſes zu leiſten. 

Vergütung 
§. 18. 

Das Amt eines Mitgliedes der Bezirksvertretung iſt unentgeldlich. 

Der Präſes und die Mitglieder des Bezirksausſchuſſes ſind jedoch berechtigt, die 
Vergütung für die mit ihrer Geſchäftsführung verbundenen baren Auslagen aus Be— 
zirksmitteln anzuſprechen. g N ö 

Ueber die Art und das Maß dieſer Vergütung entſcheidet der Bezirksrath. 

Ausſcheidung aus dem Amte. 
§. 19. 

Jedes Mitglied der Bezirks vertretung verliert fein Amt, wenn ein Umſtand 
eintritt, oder bekannt wird, welcher urſprünglich feiner Wählbarkeit oder feiner Berech— 
tigung zum Eintritte in den Bezirksrath hindernd entgegengeſtanden wäre. | 

Verfällt ein Mitglied der Bezirks vertretung in eine Unterſuchung wegen einer 
der in den §§. 3 und 11 der Gemeinde- Wahlordnung genannten ſtrafbaren Hand— 
lungen, oder wird über deſſen Vermögen der Concurs eröffnet oder das Vergleichs- 
verfahren eingeleitet, fo kann dasſelbe, fo lange das Strafverfahren oder die Concurs— 
oder Vergleichsverhandlung dauert, ſein Amt nicht ausüben. 


II. Hauptſtüuck. 
Vom Wirkungskreiſe der Bezirksvertretung. 
5 
Vom Wirkungskreiſe des Bezirksrathes. 


Im Allgemeinen. 
§ 20. 
In den Wirkungskreis des Bezirksrathes gehören alle inneren, die gemeinfamen 
Intereſſen des Bezirkes und ſeiner Angehörigen betreffenden Angelegenheiten. 
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Der Bezirksrath iſt in dieſen 8 das berathende und beſchließende 
Organ. 


Eine vollziehende Gewalt kommt ihm nicht zu. 


Angelegenbeiten des Haushaltes. b 

1 . 23 1 5 

Zu den Angelegenheiten des Bezirksrathes gehoͤrt ener der Haushalt des 8 

Bezirkes. Dieſer Haushalt umfaßt das gemeinſame Vermögen und die, gemeinsamen 
Bedürkniſſe des Bezirkes und ſeiner Anſtalten. 


Bezirksanſtalten find alle jene gemeinſamen Einrichtungen und Vorkehrungen, 
welche kraft des Geſetzes oder in Folge eines von dem Bezirksrathe innerhalb der 
Heſetze gefaßten Beſchlußes aus Mitteln des Bezirkes beſtritten werden. Dahin ge— 
hören insbeſondere die aus den Bezirksmitteln dotirten; Anſtalten für Landescultur, 
Geſundheits pflege, Armenberſorgung und für andere Wohlthätigkeitszwecke, ſowie inner⸗ 
halb der Geſetze die Einrichtungen und Vorfehrungen zur Hebung der Volksbildung, 

Zur ſeichteren Erreichung der hier angegebenen Zwecke können zwei, oder mebrer⸗ 
Bezirks vertretungen ſich Behufs Einführung gemeinſamer Einrichtungen oder Einlei⸗ 
tung gemeinſamer Vorkehrungen ENT. 

8. 

Der Oezirksrath berathet und befihlie m in allen Angelegenheiten des Bezirks⸗ 
haushaltes, welche nicht zur gewöhnlichen Vermögensverwaltung gehören. Ihm obliegt 
die Prüfung und Feſtſtellunz des Jahres voranſchlages, fo wie die Prüfung und Erle— 
digung der Jahresrechnungen bezüglich der Einnahmen und Ausgaben des Bezirkes 
und der Bezirksanſtalten. | 9 f 

Das Verwaltungsjahr des Bezirkes beginnt und endigt mit, dent Verwaltungs⸗ 
jahre des Staates 


Steuerzufchlage. 
'$. 23. 

Zur Beſtreitung der durch die Einkünfte aus dem Stammvermögen nicht bedeckten 
lüsgaben kann der Bezicksrath Zuſchläge zu den directen Steuern bis auf Zehn 
Percent dieſer Steuern auflegen und einheben. 

Zuſchläge über Zehn bis zu Zwanzig Percente der directer - Steuern können 
über einen Beſchluß des Bezirksrathes mit Einwilligung des Landesausſchuſſes auf 
gelegt werden. 

Zuſchläge zu den directen Steuern, welche Zwanzig Percente derſelben überſteigen, 
oder andere Abgaben und Umlagen, konnen nur kraft eines Landesgeſetzes aufgelegt 
werden. 

Die Bezirkszuſchläge zu den Steuern ſind durch dieſelben Organe einzuheben 
und mit denſelben Mitteln 1 wie die landesfürſtlichen Steer. 


- 
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Darlehen. 
§. 24. a 

Der Bezirkerath kann im Intereſſe des Bezirkes Darlehen aufnehmen oder Haf⸗ 
tungen übernehmen, wenn die Summe des Darlehens oder der Werth der aus der 
Haftung entſpringenden Laſt, mit Einrechnung der ſchon beſtehenden Schulden, fünf 
Percente von den im Bezirke vorgeſchriebenen directen Steuern nicht überſteigt. 

Zur Aufnahme von Darlehen eder Uebernahme von Haftungen, welche dieſes 
Maß überſchreiten, jedoch fünfzig Percente der gedachten Steuern nicht überſteigen, 
iſt die Genehmigung des Laudesausſchuſſes erforderlich. 0 

Zu höheren Darlehen, ſowie zu anderen Creditsoperationen wird ein Landes 
geſetz erfordert. 


Erhaltung des Vermögens. 
8. 25. 

Der Bezirksrath iſt verpflichtet, für die Erhaltung des Vermoͤgens des Bezirkes 
und der Bezirksanſtalten zu ſorgen, und die Gebarung mit dieſem Vermögen zu 
überwachen. 

Zur Glltigkeit eines Beſchlußes des Bezirksrathes, welcher eine Veräußerung, 
Vertauſchung, bleibende Belaſtung oder Verpfändung des Stammovermögens betrifft, 
iſt die Genehmigung des Landes ausſchuſſes erforderlich. 


Beſtellung des Dlenſtperſonals. 
F. 26. a 1 f 

Der Vezirksrath beſchließt über die Zahl, die Bezüge und die Verſorgung der 

für den Bezirks ausſchuß oder für einzelne Verwaltungs-Objecte erforderlichen Beamten 
und Diener; beſtimmt ferner die Bedingungen und die Art ihrer Ernennung und 
Disciplinarbebandlung, und beſchließt nicht minder die Grundzüge der Dienftinftruc- 
tion für dieſe Beamten und Diener. ö 


In Geweinde-Angelegenheiten. 
§. 27. 
Die Geſetze beſtimmen den Wirkungskreis des Bezirksrathes ir den Angelegen⸗ 
heiten der Gemeinden und der Gutsgebiete. 


Erſtattung von Gutachten. Stellung von Anträgen 
§. 28. 

Der Bezirksrath iſt verpflichtet, über alle Angelegenheiten, in welchen derſelbe 
von der Regierung, vom Landtage oder vom Landesausſchuſſe zu Rathe gezogen 
wird, ſein Gutachten abzugeben. N 

Er iſt berechtigt, im Intereſſe des Bezirkes Anträge an die Regierung, an den 
Landtag oder den Landesausſchuß zu ſtellen. 
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Bi, 
‚Don dem Wirkungskreiſe des Bezirksansſchuſſes. 


Im Außk tien. 
F. 29. 
Der Bezirks ausſchuß iſ. in den Ungefsgenheiren des Bezirkes das verwaltende 
und vollziehende Organ. 


In Angelegenheiten des Haushaltes. 
g. 0. 

Der Ausſchuß beſorgt die Dr Verwaltungsgeſchäfte des Bezirksver— 
mögens, er leitet und verwaltet die Bezirksanſtalten und beaufſichtigt jene 9 
anſtalten, welche ihre eigene! Verwaltung haben. ö 

Der Bezirksausſchuß verfaßt die Jahresvoranſchläge und die Jahresrechnungen. 

Mindeſteus 1% Tage vor der Prüfung durch den Bezirk sratb müſſen ſowohl 
die Boranſchläge als auch die Rechnungen beim Ausſchuſſe zur Einſicht der Beſteuer⸗ 
ten des Bezirkes aufgelegt werden. 

Der Zeitpunct dieſer offentlichen Auflegung tft kund zu machen. 

Die von den Beſteuerten vorgebrachten Erinnerungen ſind bei der Prüfung der 
Jahres voranfchläge und der Jahersrechnungen in Erwägung zu nehmen. 


Vorarbeiten. Ausführung der Beſchlüſſe. 

N - 

Der Vezirksausſchuß hat die Gegenſtände für Die Verhandlunger des Bezirks- 
rathes vorzubereiten und die Beſchlüſſe des Bezirksrathes in Ausführung zu bringen. 


Vertretung nach Außen. Ausfertigung von Urkunden. 
8. 32 
Der Bezirksausſchuß revräſentirt den Bezirksrath nach Außen und in allen 
Rechtsangelegenheiten, und vermittelt den Geſchäftsverkehr desſelben. 
Die im Namen der Bezirksvertretung ausgeſtellten Urkunden ſind vom Präſes 
oder deſſen Stellvertreter und von zwei Mitgliedern des Bezirksausſchuſſes zu fertigen. 


Diseiplinargewalt. 
a $. 33. | 
Dem Bezirksausſchuſſe find die ihm beigegebenen oder für einzelne Vermaitungd- 
Objecte beſtellten Beamten und Diener untergeordnet. Der Ausſchuß übt über die— 
ſelben nach Maßgabe des ihm eingeräumten Befugnißes (8. 26) die D sciplinar⸗ 
gewalt. 


Verautwortlichkeit. 
* F. 34. 
Der Bezirksausſchuß iſt für feine Amtshandlungen dem Vezirksrathe veraut— 
wortlich und verpflichtet, demſelben hierüber Rechenſchaft zu geben. 


Durch den Bezirksrath zu ertheilende Inſtruetionen 
8. 35. a 
Der Bezirksrath iſt berechtigt über die dem Bezirksausſchuſſe zukommenden 
Geſchäfte und über die Art ihrer Beſorgung beſondere Inſtructionen zu erlaſſen. 


In Gemeinde » Angelegenheiten. 
9 

Die Geſetze beſtimmen den Wirkungskreis des Bezirksausſchuſſes in den Ange— 
legenheiten der Gemeinden und der Gutsgebiete. . 

Iſt eine Angelegenhenheit, für welche nach dem Geſetze 'die Genehmigung des 
Bezirksrathes erfordert wird, ſo dringender Natur, daß die Erledigung hierüber ohne 
Schaden der Gemeinde oder des Gutsgebietes nicht bis zum Zuſammentritte des 
Bezirksrathes aufgehoben werden kann, ſo tritt der Bezirksausſchuß in die Befug— 
niſſe des Bezirksrathes ein, dem er ſeinerzeit über den gefaßten Beſchluß Rechenſchaft 
zu geben hat. g f 


Specialcommiſſtonen 
F. . 37. 
Der Bezirksausſchuß kann unter eigener Verantwortung einzelne Angelegenheiten 
Specialcommiſſionen oder auh einzelnen Perſonen zuweiſen. 


III. Hanptſtück 
Von der Geſchäftsbehandlung. 


Einberufung des Bezirksrathes. 
§. 38. 

Der Bezirksrath tritt über Einberufung des Präſes alle Vierteljahre zu einer 
ordentlichen Verſammlung zuſammen. a a 

In wichtigen und dringenden Fällen, oder über Verlangen der politiſcheu Lan- 
desſtelle oder des Landes ausſchuſſes, hat der Präſes eine außerordentliche Verſammlung 
einzuberufen. 5 

Jede Verſammlung. welche nicht durch den Präſes oder im Verhbinderungsfalle 
durch deſſen Stellvertreter einberufen worden iſt, iſt ungeſetzlich und die in derſelben 
gefaßten Beſchlüſſe ſind ungiltig. 


2. 
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Erledigung der Geſchäfte und Vorſitz in den Sitzungen. 
§. 39. 

Der über ordnungsmäßige Einberuſung verſammelte Bezirksrath hat die zu ſei⸗ 
nem Wirkungskreiſe gehörigen Angelegenheiten in Sitzungen zu verhandeln und zu 
erledigen. g N weil Tad f ram 

Der Präfes und im Verhinderungsfalle deſſen Stellvertreter führt den Vorſitz 
in den Sitzungen des Bezirksrathes; er ordnet an, eröffnet und ſchließt die Sitzungen. 


Oeffentlichkeit der Sitzungen. 
8. 40. 

Die Sitzungen des Bezirksrathes ſind öffentlich. Ausnahmsweiſe jedoch kann 
der Bezirksrath, über Antrag des Vorſitzenden oder von fünf Mitgliedern des Rathes, 
eine geheime Sitzung beſchließen. Sitzungen, in welchen die Bezirks voranſchläge oder 
Bezirksrechnungen Gegenſtand der Berathung ſind, müſſen öffentlich ſein. 

Sollten die Zuhörer die Berathung fören, oder ihre Freihen deirren, ſo iſt 
der Vorſitzende berechtigt und verpflichtet, fie nach vorausgegangener fruchtloftt Er⸗ 
mahnung entfernen zu laſſen. 


Reihenfolge der Gegenjtanbe. 
§. 41. 

Der Vorſitzende des Bezirksrathes beſtimmt die Reihenfolge der zu Oh 
den Gegenjtände, und hat Angelegenheiten, welche außerhalb des Geſchäftskreiſes des 
Bezirksrathes liegen, von der Berathung auszuſchließen. 

Ueber Beſchwerden gegen eine ſolche Ausſchließung entſcheidet die politiſche Lan- 
desſtelle, nach vorläufigen Einvernehmen mit dem Landesausſchnſſe. 


Beſchlußfaſſung in dem Bezirkerathe. 
§. 42. 

Zur Beſchlußfähigkeit iſt die Anweſenheit von mehr als der Hälfte der Mit 
glieder des Bezirksrathes erforderlich. | 

Zur Giltigkeit eines Beſchlußes iſt, die abſolute — der Anweſenden 
erforderlich. 

Der Vorſitzende ſtimmt bei Wahlen: außerdem ſtimmt derſelbe z nur im Falle 
der Stimmengleichheit. wo dann jede Meinung zum Beſchiuße wird, melde mit Hin, 
zurechnung ſeiner Stimmen die abſolute Mehrheit erhält 


Abſtimmung. 
$. 43. 
Die Stimmgebung iſt öffentlich. Bei Wahlen and be Beſetzung der Stellen 
wird mittelſt Stimmzetteln abgeſtimmt. 
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Siſtirung der Beſchluſſe. 
$. 44. 

Wenn der Vorſitzende glaubt, daß der Beſchluß des Bezirksrathes den Wirfungs- 
kreis des ſelben überſchreite, oder den Geſetzen zuwiderlaufe, fo iſt er verpflichtet den 
Beſchluß zu ſiſtiren, und die Entſcheidung der Frage, ob der Beſchluß vollzogen wer— 
den kann oder nicht, im Wege der politiſchen Bezirksbehörde von der politiſchen 
Landesſtelle einzuholen, welche ſich hierüber vor der Entſcheidung mit dem Landes— 
ausſchuſſe in's Einvernehmen zu ſetzen hat. 


Sitzungs- Protokolle. 
$. 15. 
Die Beſchlüſſe des Bezirksrathes ſind im Protokolle einzutragen, Das Pro- 
totoll einer jeden Sitzung wird vom Vorſitzenden und vom Seeretär unterzeichnet. 
Die Einſicht in die Protokolle iſt Jedermann geſtattet. 


Geſchäftserledigung und Beſchlußfaſſung im Bezirksausſchuſſe. 
§. 46. 

Der Präſes des Bezirksrathes führt den Vorſitz im Bezirksausſchuſſe und leitet 
deſſen Verhandlungen. ’ 

Im Falle der Verhinderung des Prafes tritt fein Stellvertreter in deſſen Rechte 
und Pflichten ein. 

Der Bezirksausſchuß erledigt ſeine Geſchäfte in der Regel in Collegial-Bera⸗ 
thungen. N 

Zu Beſchlußfähigkeit iſt die Anweſenheit des Präſes, oder im Verhinderungs⸗ 
falle deſſen Stellvertreters und von wenigſtens drei Mitgliedern des Ausſchuſſes 
erforderlich. 

Zur Giltigkeit des Beſchlußes iſt die abſolute Stimmenmehrheit der Anweſenden 


erforderlich. } 
Die Vorſchriften des F. 45 finden auch auf die Befhlifje des Ausſchuſſes 
Anwendung. 5 


Der Bezirksrath kann einzelne Geſchäfte bezeichnen, welche der Präſes current 
erledigen darf. 
Kundmachungen des Ausſchuſſes. 
8.5 1 z 
Der Bezirkdausfhuß darf nur in den zu feinem Wirkungskreiſe gehörigen Ver⸗ 
waltungs » Angelegenheiten Kundmachungen erlaſſen. 


HV. Hauptſtück. 
Von der Aufſicht über die Bezirksvertretung. 


Rechte der Landesvertretung. 

Der Landtag wacht mittelſt des Landesausſchuſſes, daß das Stammvermögen 
des Bezirkes und der Bezirksanſtalten ungeſchmälert erhalten werde. 

Der Landesausſchuß kann zu dieſem Ende Aufklärungen und Rechtfertigungen 
von der Bezirksvertretung verlangen und durch Abſendung von Commiſſionen Erhe— 
bungen an Ort und Stelle veranlaſſen. 0 ö 

In Handhabung dieſes Aufſichtsrechtes iſt drr Landesausſchuß ermächtigt, erfor— 
derlichen Falls die entſprechende Abhilfe zu treffen b 

§. 49. 

Ueber Berufungen gezen Beſchlüſſe der Bezirksvertretung (des Bezirksrathes und 
des Bezirksausſchuſſes) entſcheidet, mit Ausnahme der im §. 51 vorgeſehenen Fälle, 
der Landesausſchuß— | 

Die Berufung iſt binnen der vom Tage der Kundmachung des Beſchlußes oder 
der Verſtändigung hievon laufenden lAtägigen Fallfriſt bei dem Bezirksausſchuſſe ein— 
zubringen, welcher dieſelbe dem Landesausſchuſſe vorzulegen hat. 


Rechte der Staatsverwaltung. 
$. 50. 

Die Staatsverwaltung übt das Aufſichtsrecht über die Bezirksvertretung dahin, 
daß dieſe Vertretung ihren Wirkungskreis nicht überſchreite und nicht gegen die beſte— 
henden Geſetze vorgehe. a 

Dieſes Aufſichtsrecht übt die politiſche Landesſtelle durch die am Sitze der Be— 
zirksvertretung befindliche politiſche Bezirksbehoͤrde. Die politiſche Bezirksbehörde kann 
zu dieſem Ende die Mittheilung der Beſchlüſſe und die nothwendigen Aufklärungen 
verlangen. 

Der Vorſteher dieſer Behörde oder deſſen Abgeordnete hat auch das Recht, den 
Sitzungen des Bezirksrathes beizuwohnen, und jederzeit, jedoch ohne Unterbrechung 
eines Redners, das Wort zu ergreifen; an der Abſtimmung nimmt er jedoch nur dann 
Theil, wenn er Mitglied des Bezirksrathes iſt. 

§. 51. 

Die politiſche Landesſtelle entſcheidet über Berufungen gegen ſolche Beſchlüſſe 
der Bezirksvertretung, durch welche beſtehende Geſetze verletzt, oder feblerhaft ange⸗ 
wendet werden. 
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Wenn die Bezirksvertretung einen Beſchluß faßt, welcher ihren Wirkungskreis 
überſchreitet, oder gegen die Geſetze verſtoßt, ſo iſt die politiſche Bezirksbehörde be— 
rechtigt und verpflichtet, die Ausführung desſelben zu ſiſtiren; ſie hat jedoch die Ent— 
ſcheidung über die Frage, ob der Beſchluß vollzogen werden kann oder nicht, ohne 
Verzug von der politiſchen Landesſtelle einzuholen, welche ſich hierüber vor der Ent— 
ſcheidung mit dem Landesausſchuſſe. in das Einvernehmen zu ſetzen hat. 

Gegen die Entſcheidung der politiſchen Landesſtelle ſteht der Recurs an das 
betreffende Miniſterium offen. 

F. 52 

Wenn der Bezirksrath es unterläßt oder verweigert, die dem Bezirke kraft be— 
ſonderer Geſetze obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen, fo hat die politiſche Landes— 
ſtelle auf Koſten und Gefahr des Bezirkes die entſprechende Abhilfe zu tiefen. 

a Auflöſung des Bezirksrathes. 
§. 53. 

Der Statthalter kann den Bezirksrath auflöfen. 

Dem Bezirksrathe ſteht der Necuas an das betreffende Miniſterium offen. 

Dieſer Recurs hat keine aufſchiebende Wirkung. 

Längſtens binnen ſechs Wochen nach der Aufloſung des Bezirksrathes muß eine 
neue Wahl ausgeſchrieben werden. 

Die politiſche Landes ſtelle hat im Einverſtändniße mit dem Landesausſchuſſe die 


zur einſtweiligen Beſorgung der Geſchäfte bis zur Einſetzung des neuen Bezirksrathes 
erforderlichen Maßregeln zu treffen. 
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II. 
Bezirks⸗Wahlordnung 


für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Groß— 
herzogthume Krakau. 


E. Hauptſtück⸗ 
Von der Wahl der Mitglieder des Bezirfsrathes. 


Wahlrecht. ) In der Gruppe des großen Grundbeſitzes. 
18 

Das Recht zur Wahl von Mitgliedern des Bezirksrathes haben in der Gruppe 
des großen Grundbeſitzes diejenigen öſterreichiſchen Staatsbürger, weiche im Bezirke 
landtäfliche Güter beſitzen, und hievon jährlich an directen Steuern. mit Ausnahme 
des außerordentlichen (Kriegs-) Zuſchlags, mindeſtens Einbundert Gulden entrichten. 

In dieſe Steuern find auch die im §. 8 lit. a) des Geſetzes über die Bezirks- 
vertretung gedachten Steuern einzurechnen. f 

Der Beſitz zweier oder mehrerer im Bezirke gelegenen landtäflichen Güter, von 
welchen zuſammen der bezeichnete Steuerbetrag entrichtet wird, berechtigt ebenfalls, 
zur Wahl. 


= 

Die Wahlberechtigten in der Gruppe des großen Grundbeſitzes können ihr Stimm— 
recht durch Bevollmächtigte ausüben. 

Für Gemeinden, als Beſitzer von Gütern, deren Veſitz zur Wahl in der Gruppe 
des großen Grundbeſitzes berechtiget, übt das Wahlrecht der Gemeinde-Vorſteher oder 
deſſen Stellvertreter aus. 

Für nicht eigenberechtigte Perſonen üben das Wahlrecht deren geſetzliche Vertreter, 
oder die durch dieſe ernannten Vevollmächtigten aus. 

Für die in ehelicher Gemeinſchaft lebende Gattin übt dieſes Recht der Ehegatte, 
für andere Frauensperſonen üben es die Bevollmächtigten derſelben aus. 

Bezüglich der Ausübung des Wahlrechtes, ſo wie bezüglich der Vertreter und 
der Bevollmächtigten, finden die $$. 5 bis 8 der Gemeinde-Wahlorduung ebenfalls 
Anwendung. 


* 8. 

Wenn in der Gruppe des großen Grundbeſitzes die Zahl der wahlberechtigten 
Perſonen ebenſo groß oder geringer iſt, als die Zahl der auf dieſe Gruppe entfallen 
den Mitglieder des Bezirks rathes, fo tft jede dieſer Perſonen, welche die Wählkar⸗ 
keit beſitzt, berechtigt, ohne Wahl in den Bezirksrath einzutreten, oder ſich durch einen 
Bevollmächtigten vertreten zu laſſen (F. 12 des Geſetzes über die Bezirks vertretung, 

Sollte auf dieſe Art die Zahl der auf dieſe Gruppe entfallenden Mitglieder 
des Bezirks rathes nicht erſchöpft werden, fo haben die Wahlberechtigten dieſer Gruppe 
die obige Zahl durch Wahl anderer Perſonen zu ergänzen. 


b) In der Gruppe der Höchſtbeſteuerten des Handels und der Induſtrie. 
§. 4. 

Wahlberechtigt in der Gruppe der Höchſtbeſteuerten des Handels und der In— 
duſtrie ſind jene öſterreichiſchen Staatsbürger, welche Inhaber einer im Bezirke betrie— 
benen Induſtrie-, Bergwerks- oder Handels- Unternehmung, ſo wie von den dazu ge— 
widmeten Realitäten, an directen Steuern, ohne außerordentlichen Zuſchlag, wenigſtens 
Einhundert Gulden entrichten. 

Die Wahlberechtigten dieſer Gruppe können, wenn fie vom Bezirke abweſend 
ſind, ihr Stimmrecht durch Bevollmächtigte ausüden. 

Bezüglich des Wahlrechtes und deſſen Ausübung gelten hier die Bestimmungen 
des F. 3 des gegenwärtigen Geſetzes, fo wie $. k sub k. und 2. und die §§. 5, 
6 und 8 der Gemeinde- Wahlordnung. 


e) In der Gruppe der Stadtgemeinden. 


Sa. 

Eine Stadt, welche für ſich einen eigenen Landtags - Abgeordneten wählt, wäblt 

auch abgeſondert die auf dieſelbe entfallenden Mitglieder des Bezirksrathes (§. 9 des 
Geſetzes über die Bezirks vertretung). 


Dieſe Wahl nimmt der Gemeinderath vor. 

Iſt im Bezirke nur eine, zur Gruppe der Stadtgemeinden gehörige Gemeinde 
vorhanden, jo wählt deren Gemeinderath die auf dieſe Gruppe entfallenden Mitglie- 
der des Bezirksrathes. 


„ . 

Die anderen Stadtgemeinden wahlen gemeinſam die Mitglieder des Bezirks- 
rathes. Wahlberechtigt in dieſen Gemeinden find die Gemeinde- Vorſteber, und aus 
jeder Gemeinde wenigſtens zwei, vom Gemeinderathe aus feiner Mitte gewählte Ak⸗ 
geordnete. 
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In Gemeinden mit einer einheimiſchen Bevolkerung von mehr als 500 Seelen, 
wählt ber Gemeinderath aus feiner Mitte für je 250 Seelen einen Abgeordneten. 


d) In der Gruppe der Landgemeinden. 
8. 

Wahlberechtigt in der Gruppe der Landgemeinden ſind die Gemeinde-Vorſteher, 
dann aus jeder Gemeinde wenigſtens Ein Abgeordneter, welchen der Gemeinderath 
aus feiner Mitte wählt. i 

In Gemeinden mit einer einheimiſchen Bevölkerung von mehr als 500 Seelen, 
wählt der Gemeinderath aus feiner Mitte für je 500 Seelen Einen Abgeordneten. 


SS 
Das Recht zur Wahl von Mitgliedern des Bezirksrathes haben in der Gruppe 
der Landgemeinden auch diejenigen öſterreichiſchen Staatsbürger, welche im Bezirke 
landtäfliche Güter beſitzen und jährlich an directen Steuern, ohne außerordentlichen 
Zuſchlag, weniger als Einhundert Eulden entrichten. 
Bezüglich der Ausübung dieſes Rechtes kommen die Beſtimmungen des §. 2 in 
Anwendung. 


Beſchränkung des Wahlrechtes. 
§. 9. 
Wer in zwei oder mehreren Gruppen wahlberechtigt iſt, kann das Wahlrecht 
nur in jener Gruppe ausüben, welche im $. 5 des Geſetzes über die Bezirksver— 


tretung vor den anderen angeführt erſcheint. 


Wer in mehreren Stadtgemeinden Mitglied des Gemeinderathes iſt, kann nur 
in jener Gemeinde, in welcher er ſeinen ordentlichen Wohnſitz hat, und ſoferne er in 
keiner von ihnen ſeinen ordentlichen Wohnſitz hätte, nur in jener Gemeinde, in wel⸗ 
cher er am böchſten beſteuert iſt, das Wahlrecht ausüben. Dieſe Beſtimmung findet 
auch in der Gruppe der Landgemeinden Anwendung. g N ö 

Wählbarkeit. 
F. 10. 

Wahlbar zum Mitgliede des Bezirksratbes iſt, mit Ausnahme der Frauensper⸗ 
ſonen, jeder öſterreichiſche Staatsbürger, welcher 
a) das 24, Lebensjahr zurückgelegt hat; 

b) im Vollgenuße der bürgerlichen Rechte ſich befindet, und 
c) entweder in der Gruppe des großen Grundbeſitzes, oder in der Gruppe der 


Höchſtbeſteuerten, der Induſtrie und des Handels, oder auf Grund des §. 8 
wahlberechtigt, oder in den Gemeinderath einer Gemeinde des Bezirkes wähl⸗ 


= 
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bar ift, oder welcher Vorſteher eines der im Bezirke gelegenen Gutsgebiete iſt, 
oder wenigſtens ſeit einem Jahre was immer für eine directe Steuer im 
Bezirke entrichtet. 


Ausnahme vom Wahlrechte und von der Wählbarkeit. 
SAME 

Dieſelben Gründe, welche von dem Wahlrechte oder von der Waͤhlbarkeit in den 
Gemeinderath ausnehmen oder ausſchließen, nehmen oder ſchließen auch von dem 
Wahlrechte oder von der Wählbarkeit in den Bezirksrath aus (§§. 2, J, 10 und 11 
der Gemeinde» Wahlordnung). 

Dienende Offiziere und andere in der Dienſtleiſtung ſtehende Militärperſonen mit 
Offizierstitel, welche zur Gruppe des großen Grunddeſitzes gehören, ſind zwar wahl— 
berechtigt, jedoch nicht wählbar, und können ihr Wahlrecht nur durch einen Bevoll— 
mächtigten ausüben. 


Wahlkörper und Wahlort. a) Für die beiden erſten Gruppen. 
8. 2. 
Die Wahlderechtigten in der Gruppe des großen Grundbeſitzes wählen in einem 


Wahlkörper. 
Der Wahlort iſt der Sip der Bezirks vertretung, 


Dieſelden Beſtimmungen gelten auch für die Gruppe der Hoöchſtbeſteuerten der 
Induſtrie und des Haudels. 


b) Für die Stadtgemeinden. 
§. 13. 
In einer Stadtgemeinde, welche für ſich abgefondert Mitglieder des Bezirks— 
tathes zu wählen hat, iſt die Wahl in dieſer Gemeinde vorzunehmen. 
Die Wähler zweier oder mehrerer, zur gemeinſamen Wahl vereinigten Stadt— 
gemeinden bilden einen Wahlkörper. Der Wablort iſt der Sitz des Bezirksrathes. 


e) Für die Landgemeinden. 
S. 13. 
Die Wahlberechtigten in der Gruppe der Landgemeinden (§§. 7 und 8) bilden 
einen Wahlkörper. 
Der Wahlort iſt der Sitz des Bezirksrathes. 


Ausſchreibung der Wahlen. 
§. 15. 
Der Statthalter ſchreibt die Wahlen für den Bezirksrath aus, und ſetzt zugleich 
den Wahltag derart feſt, daß die nöthigen Vorbereitungen vor Eintritt dieſes Tages 


beendet werden können. 
2m 


Die allgemeinen Wahlen werden in der Art ausgeſchrieben, daß zuerſt die Mit⸗ 
glieder des Bezirksrathes aus der Gruppe der Landgemeinden, dann aus der Gruppe 
der Stadtgemeinden, hierauf aus der Gruppe der Höchſtbeſteuetten der Induſtrie und 
des Handels, endlich aus der Gruppe des großen Gruündbeſitzes gewählt werden. 


Die Ausſchreibung der Wahlen iſt durch Placate in allen Gemeinden des Be— 
zirkes bekannt zu wachen und zur Kenutniß der Vorſteher der Gutsgebiete 
zu bringen. 


Wählerliſten und Legitimationskarten. a) Für die beiden erſten Gruppen 
4 


Für den Wahlkürper des großen Grundbeſitzes, fo wie für den Wahlkörver der 
Hochſtbeſteuerten der Induſtrie und des Handels, hat die politiſche Bezirks behörde die 
Wählerliſten anzufertigen, dieſelben zu Jedermanns Einſicht aufzulegen, und dieß durch 
öffentlichen Anſchlag, unter Feſtſetzung einer Fallfriſt von 14 Tagen zur Anbringung 
von Einwendungen dagegen, kund zu machen. 


* 17 
Ueber rechtzeitig angebrachte Einwendungen hat die politiſche Bezirksbehörde 
binnen drei Tagen zu entſcheiden, und die für zuläßig erkannten und dem Geſetze ent- 
ſprechenden Berichtigungen unverzüglich vorzunehmen. 


Wird die begehrte Berichtigung verweigert, jo ſteht die Berufung an die polis 
tiſche Landesſtelle offen. Die Berufung muß binnen längſtens drei Tagen nach der 
Verſtaäͤndigung von der abjchlägigen Entſcheidung bei der politiſchen Bezirksbehörde 
eingebracht werden, welche dieſelbe der politiſchen Landesſtelle ungeſaumt zur ab 
tigen Entſcheidung vorzulegen hat. - 


Sobald die Wählerliſten nach erfolgter Entſcheidung über die rechtzeitig einge» 
brachten Einwendungen endgiltig richtig geſtellt ſind, hat die politiſche Bezirksbehörde 
dne eine lnen Wählern Legitimationskarten aus zufertigen und zuzuſtellen, welche die 
fortlaufende Nummer der Wählerliſte, den Namen des Wahlberechtigten, den Ort, 
den Tag und die Stunde der Wahlhandlung zu enthalten haben. e 


b) Für die Gruppe der Stadtgemeinden. 
§. 19. 

Die politiſche Bezirksbehörde hat dem Vorſteher einer jeden zur gemeinſamen 
Wahl mit anderen Gemeinden vereinigten Stadtgemeinde die Anzahl der zu wählen⸗ 
den Abgeordueten mit der Weiſung bekannt zu geben, daß derſelbe deren Wahl durch 
den Gemeinderath veranlaſſe. 
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Bezüglich der Bedin zungen zur Giltigfeit ‚diefer Wahl ‚fo wie bezüglich des 
Verfahrens hei der Wahl und bei der Abſtimmung, gelten die §§. 36 und 37 der 
Gemeinde - Wahlordnung. . 

Das Wahlprotokoll iſt der politiſchen Bezirksbehorde vorzulegen. 

Dieſe Behörde hat die Geſetzlichkeit des Wahlactes für jede Gemeinde zu kon— 
ſtatiren, und die gewählten Abgeordueten und die Gemeinde- gehe in die Liſte der 
Wahlberechtigten einzutragen. 

Zeigt ſich dagegen die Nothwendigkeit einer Neuwahl von Abgeordneten, fo 1 
dieſelbe ſogleich unter Augabe der Gründe anzuordnen. 

F. 20. N 

Sobald die Liſte der Wahlberechtigten ($. 19) durch Wahl der Abgeordneten 
in allen Gemeinden dieſer Gruppe ergängt iſt, hat die politiſche Bezirksbehörde allen 
Wahlberechtigten die im F. 18 bezeichneten Legitimationskarten auszufertigen und 
zuzuſtellen. g 


e) Für die Gruppe der Landgemeinden 
Si Sk 
Die Beſtimmungen des §. 19 gelten auch für die Wahlen in den Land- 
gemeinden. 
m 22 . 
Die politiſche Bezirksbehörde hat das Verzeichniß der auf Grund des F. 8 in 
der Gruppe der Landgemeinden wahlberechtigten Perſonen anzufertigten, dieſes Ver⸗ 
zeichniß zu Jedermanns Einſicht aufzulegen, und dieß durch öffentlichen Anſchlag, unter 
Feſtſetzung einer Fallfriſt von 14 Tagen zur Einbringung von Einwendungen dage— 
gen, kund zu machen. a i 8 
Die Beſtimmungen des F. 17 finden hier Anwendung. 
Nach erfolgter Entſcheidung über die Einwendungen hat die politiſche Bezirks 
behörde das Verzeichniß dieſer Wähler feſtzuſtellen und dieſelben in die r 
liſte für die Gruppe der Landgemeinden einzutragen. 


Nag. 

Sobald die Wahlmännerliſte durch Wahl der Abgeordneten in allen Landge— 
meinden und durch Eintragung in dieſelbe der im $. 22 bezeichneten Wähler ergänzt 
iſt, hat die politiſche Bezirks behörde allen Wählern die im §. 18 bezeichneten Legiti⸗ 
mations karten auszufertigen und zuzuſtellen. 

Wablcommiſſionen. 
§. 24. } 

Die Wahlhandlung wird durch eine Wahlcommiſſion geleitet, welche nachſtehend 

zuſammengeſetzt iſt: 
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1. Für die Gruppe des großen Grundbeſitzes beſteht die Commiſſion aus drei 
von den Wählern aus ihrer Mitte gewählten Vertrauensmännern. Dieſe Vertrauens- 
männer wählen aus ihrer Mitte den Vorfitzenden. 

2. Auf dieſelbe Art iſt die Wahlcommiſſion für die Gruppe der Höchſtbeſteuer— 
ten der Induſtrie und des Handels zuſammengeſetzt. 

3. Für eine Stadtgemeinde, welche für ſich abgeſondert Mitglieder des Bezirks— 
rathes zu wählen hat, beſteht die Wahlcommiſſion aus dem Gemeinde-Vorſteher als 
Vorſitzenden und aus zwei von dem Gemeinderathe aus feiner Mitte gewählten Mit- 
gliedern. 

4. Für die zur gemeinſamen Wahl vereinigten Stadtgemeinden beſteht dieſe 
Commiſſion aus fünf von den Wahlmännern aus ihrer Mitte gewählten Vertrauens- 
männern. Dieſe Vertrauensmänner wählen aus ihrer Mitte den Vorſitzenden. 

5. Für die Gruppe der Landgemeinden iſt die Wahlcommiſſion auf die sub 4 
angegedene Art zuſammengeſetzt. 

Der Wahlhandlung hat ein landesfürſtlicher Commiſſär beizuwohnen, um die 
Befolgung des Geſetzes und die Aufrechthaltung der Ordnung wahrzunehmen. 


Vornahme der Wahl. 
§. 25. 

In einer Stadtgemeinde, welche für ſich Mitglieder des Bezirksrathes zu wählen 
hat, iſt die Wahl nach den in den §§. 36 und 37 der Gemeinde- Wahlordnung 
enthaltenen Beſtimmungen vorzunehmen. 

Die Wahlen der übrigen Mitglieder des Bezirksrathes haben an den hiezu be- 
ſtimmten Tagen, Stunden und Orten ohne Rückſicht auf die Anzahl der verſammelten 
Wähler ſtattzufinden. Bei dieſen Wahlen find die Beſtimmungen der 8. 35 und 
37 bis einſchließlich §. 48 der Landtags- Wahlordnung in analoge Anwendung zu 
bringen, jedoch kann die Wahlcommiſſion auch die Abſtimmung mittelſt Stimmzetteln 
verfügen. 

§. 26. 

Ein Bevollmächtigter darf zur Abſtimmung im Namen eines Wahlberechtigten 
nur in den in dieſem Geſetze geſtatteten Fällen und nur dann zugelaſſen werden, 
wenn ſich derſelbe mit einer gehörigen Vollmacht aus weiſt. 


Wahlprotskoll. 
§. 27. 

Ueber jede Wahlhandlung wird ein Protokoll geführt. - 

Wenn die erforderliche Anzahl Mitglieder des Bezirksrathes gewählt iſt, wird 
das Wahlprotokoll geſchloſſen, von den Gliedern der Wahlcommiſſion und dem lan⸗ 
desfürſtlichen Commiſſär gefertigt, und mit allen Belegen dem Vorſteher der politiſchen 
Bezirksbehörde übergeben. 
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Wahleertificate. 


Der Vorſteher der politiſchen Bezirksbehoͤrde hat nach Einſichtnahme der Wahl— 
arten jedem gewählten Mitgliede des Bezitksrathes, gegen welches nicht ein in den 
gs. 3 und 11 der Gemeinde- Wahlordnung angeführter Ausſchließungsgrund von der 
Wähldarkeit vorliegt, ein Wahlcertificat auszufertigen.— 

Dieſes Wahleertificat berechtigt den Gewählten zum Eintritte in ven Bezirksrath 
und begründet inſolange die Vetmuthung der Giltigkeit feiner Wahl, bis von dem 
Bezirksrathe nicht das Gegentbeil erkannt wird. f 


Mittheilung der Wahlueten au den Bezirksrath, 
9. 29. 

Sämmtliche Wahlacten, wozu auch die Arten über die Wahl der Abgeordneten 
aus den Gemeinden gehören, hat der Vorſteher der politiſchen Bezirksbehörde der 
Verſammlung der gewählten und mit Wahleertificaten verſehenen Mitglieder des Be— 
zirksrathes mitzutheilen. Dieſe Verſammlung hat unter dem Vorſitze eines aus ihrer 
Mitte gewählten Mitgliedes die Wahlacten zu prüfen und über die Zulaſſung der 
Gewäblten zu entſcheiden. 

Sobald die Wahlen von mehr als der Hälfte der Mitglieder des Bezirksrathes 
geprüft ſind, iſt der Bezirksrath als conſtituirt anzuſehen. 

Die Wahlacten über die Ergänzungswahlen werden von dem Bezirksrathe geprüft, 
welcher auch über die Zulaſſung der Gewählten entſcheidet. 


II. Hauptſtück. 


Von der Wahl des Bezirksausſchuſſes. 
§. 30. 

Der Bezirksrath wählt unter dem Vorſitze eines durch ſich gewählten Mitgliedes 
aus eigener Mitte den Präſes, deſſen Stellvertreter und den Ausſchuß. 
§. 31. 

Die Wahl des Präſes erfolgt durch die abſolute Mehrheit der Stimmenden. 

Wenn bei der erſten und zweiten Abſtimmung Niemand die abſolute Stimmen— 
mehrheit erhalten hat, ſo iſt die Wahl zwiſchen jenen zwei Mitgliedern vorzunehmen, 
welche bei der zweiten Abſtimmung die meiſten Stimmen erhalten haben. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los, wer in die Wahl zwiſchen Zweien ein- 
zubeziehen iſt. Jede Stimme, die bei der dritten Abſtimmung auf eine in die Wahl 
nicht gebrachte Perſon fällt, iſt ungiltig. 

Ergibt ſich bei der engeren Wahl Stimmengleichheit, ſo entſcheidet das Los. 

In gleicher Weiſe wird der Präſes - Stellvertreter gewählt. 
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2 §. 32. 

Für jede der im Bezirksrathe repräſentirten Intereſſengruppen baben die aus 
dieſer Gruppe gewählten Mitglieder aus der Mitte des Bezirksrathes Ein Ausſchuß— 
Mitglied zu wählen. 

Die übrigen Aus ſchuß⸗Mitglieder werden einzeln vom ganzen Bezirksrathe gewählt. 

Jede dieſer Wahlen geſchieht durch abſolute Mehrheit der Stimmenden. 

Kommt eine ſolche Mehrheit nicht zu Stande, ſo iſt nach den Beſtimmungen 
des §. 31 vorzugehen. 

§. 33. 

Für jedes Aus ſchuß-Mitglied wird auf die im §. 32 beſtimmte Art ein Erſatz⸗ 

mann gewählt. 


